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Polen und Frankreich. 


Als der franzsſiſche Miniſterpräſident vor ſieben Wochen den habs- 
burgiſchen Nachfolgeſtaaten den Abschluß eines Donauzollbundes vor- 
Jeblug, hatte er zunächſt einen Überraſchungserfolg zu verbuchen, Jo 
daß es im erſten Augenblick ſchien, als ob die franzöſiſche Donau- 
politik unmittelbar vor der Verwirklichung ihrer deutſchfeindlichen 
Abſichten ſtände. Wenn es anders kam, Jo ijt das der Tatſache zu 
danken, daß nicht allein Deutſchland, Jondern auch England und Stalien 
die akute Gefahr einer franzöfiſchen Donau- 
begemonie erkannten. So kann als Ergebnis der — im übrigen 
erfolglos verlaufenen — Londoner Konferenz eine weitgehende 
übereinftimmung der deutſchen und alien men 
Auffafſung in der Donaufrage feſtgeſtellt werden; und auch 
England, deſſen Blick für die politiſche Tragweite des frauzöſiſchen Vor⸗ 
ſtoßes zunächſt durch ſeine Kapitalintereſſen in den Donauländern ge- 
trübt wurde, kann ſich der Logik des deutſchen Einwandes nicht mehr 
entziehen, daß das franzöſiſche Projekt einer finanziellen Unterſtützung 
und eines wirtſchaftlichen Suſammenſchluſſes der Donauſtaaten auf der 
Grundlage des Präfereuzfuſtems mehr ſchaden als nützen würde, 
weil es weder den hilfsbedürftigen Donauländern ſelbſt aus ihrer Not 
berausbelfen, noch den Intereſſen der am Donauraum zunächſt beteiligten 
Großmächte, Deutfchiand und Stalien, gerecht werden kann. 

Auch in Polen hat inan die Entwicklung der Donauföderations- 
frage mit wachſendem Mißtrauen verfolgt. Man fühlt ſich dort über- 
gaugen; man blickt voll Rißgunſt auf die Lchechen, denen Srankreich 
in jeinem Donauſuſtem die Sührerrolle zugedacht hat, die man in 
Warſchau für ſich felbſt in Anſpruch nimmt — in der Meinung, daß 
Polen in Europa als eine Deutſchland, Frankreich, England und 
Stalien e e Großmacht auftreten könne. Enttäufcht ſtellt 
man nun feſt, daß der franzöſiſche Gönner von dem alten nn 
Plan, ein antideutſches Mitteleuropa von der Oſtſe 
bis zur Adria zu ſchaffen, offeubar zugunſten einer 41 
deut cen TCeillöſung im Donauraum unter Aus- 

Ichaltung Polens abgerückt it, Gegenwärtig hat man in 
Warſchau die früher immer vertretene Auffaſſung anſcheinend ver- 
geſſen, daß es Polen mehr untzen als ſchaden könne, wenn der deutjche 
Drang nach Oſten, von den polniſchen Weſtgrenzen, vom Oberſchleſien— 
und Korridorproblem, nach dem Südoſten abgelenkt würde, auch wenn 
er dort die polniſche Entwicklung mehr oder weniger ſtark behindern 
Jollte. Dieje von der poluiſchen Propaganda ſchon während des Krieges 
vertretene Auffaſſung hat im weſentlichen auch im vergangenen Jahre 
die polniſche Cinſtellung zum öſterreichiſch-deutſchen 
Sollunionplane beſtimmt. Damals hat man in Warſchau die 
Anficht vertreten, daß Polen dem großdeutſchen Wirtſchaftszuſammen— 
ſchluß ohne allzu große Bedenken zuftimmen könne — allerdings nur 
unter der Vorausſetzung, daß es für ſein „Entgegenkommen“ in der 
Sollunionfrage gewiſſe Eutſchädigungen an der deutſch-polniſchen 
Grenze, mindeſtens die Sreuzgarantie und die volle Souveränität über 
Danzig, erhalte. Damals hat allo die poluiſche Politik, da ſie nur 
einen bedingten Widerjtand gegen den großdeutſchen Wirtſchafts— 
zuſammenſchluß zu leiſten bereit war, im Gegenſatz zur Politik des 
Quai d'Orſau geſtauden, der Jeinerjeits ebenſo wie ſeine Prager Filiale 
bereit war, die Verwirklichung des großdeutſchen Planes als Kriegs— 
fall zu betrachten. 

Auch beute gehört Polen zu den Gegnern der fran= 
zöliſchen Donaupvalitik Nur ſind die Gründe feiner beufiaen 


Segnerjchaft andere als vor einem Jahr. Da das Tardieufche Projekt 
darauf abzielt, der deutſchen Entwicklung nach Südoſten durch den Ju- 
jammeuſchluß der Donauländer einen Riegel vorzuſchieben, hat Polen 
von der Durchführung dieſes Projekts keine Catlaſtung ſeiner 
eigenen Grenzen gegenüber Deutſchland, ſondern im 
Gegenteil, einen verſchärften Druck der gegebenenfalls vom Südoſten 
abgedrängten deutſchen Politik auf Jeine Weſtgrenzen zu fürchten. Cs 
iſt Jelbſtverſtändlich, daß Polen, deſſen ganze Politik ja von dem Ge— 
danken der Abwehr deutſcher Neviſionsforderungen beſtimmt iſt, in- 
ftinktiv gegen eine ſolche Möglichkeit Front machen muß. Dazu kommt 
noch ein anderes, wirtſchaftliches Moment, das Polen zur 
Ablehnung des Tardieuſchen Söderationsplanes veranlaßt. Deſſen Ver- 
wirklichung würde eine weſentliche Schwächung der polniſchen Außen- 
handelspoſition in den Südoſtſtaaten bedeuten, eine Schwächung, deren 
Vorteil in erſter Linie der tſchechiſchen Konkurrenz zufallen würde. 
Die handelspolitiſche Lage Polens it z. S. aber jo eruſt, daß War- 
Jebau unter allen Umſtänden deren weitere Verſchlechterung hintan— 
halten muß. Saft ein Viertel des polniſchen Exports, 


darunter faſt die geſamte Ausfuhr Saliziens, geht 
in die Donauſtaaten. Dieſer Export würde Polen verloren 
gehen, wenn eine Söderation der Donauſtaaten nach der Abſicht 


Tardieus oder eine handelspolitiſche Annäherung der Donauländer an 
die vier europäiſchen Sroßmächte unter Ausſchluß Polens zuftaude 
kommen würde. Der Verluſt, des ſüdoſteuropäiſchen Marktes würde 
für Polen um ſo ſchwerer ins Gewicht fallen, als es dorthin zum großen 
Teil Waren ausführt, die es ſchwerlich auf anderen Märkten unter- 
bringen könnte. Paris hat bisher noch nicht zu erkennen 
gegeben, daß es daran denkt, Polen in dieſe 
Föderation in irgendeiner Sor m einzubeziehen. 
Die polniſchen Verſuche, ſich in die Verhandlungen e hatten 
bisher keinen Erfolg. Merkwürdigerweiſe hat das polniſche Verlangen, 
in die Donauregelung gleichberechtigt mit den Hroßmächten einbezogen 
zu werden, von ſeiten der deutſchen Außenpolitik eine gewiſſe Unter— 
jtügung erfahren, inſofern, als der deutſche Vertreter auf 
der Londoner Konferenz in ſeinen Gegenvorſchlägen u. a. die Zu- 
ziehung aller an einer Donaulöſung inkereſſierten Staaten, alſo auch 
Polens, angeregt hat. So erleben wir das ungewöhnliche Schauſpiel, 
daß die „Gazeta Polſka“ einmal einen von deutſcher Seite 
gegen Frankreich gerichteten Vorſchlag zur Löſung internationaler 
Schwierigkeiten als „verſtändig, logiſch und überzeugend“ begrüßt. 
Dabei entbehrt der Vorſchlag von Bülows, der dieſe offizielle Beifalls— 
äußerung aus Warſchau hervorgerufen hat, jeder tatſächlichen Grund— 


lage. Denn Polen hat gar kein Recht, im Berbältnis 
zu den Donauftaaten eine Gleichſtellung mit den 
mittel- und weſteuropäiſchen Induſtrieſtgaten zu 


fordern und eine Vorzugsſtellung für feine eigenen 
Sndujtrieprodukte in den Donauländern zu ver⸗ 
langen, da es als überwiegendes Agrarland einerſeits gar nicht 
in der Lage ist, dem landwirtſchaftlichen Export der Donauländer 
irgendwie neunenswerte Vorteile zu bieten, und da es andererſeits mit 
jeinen eigenen Agrarprodukten der ungariſchen und ſüdſlawiſchen Land⸗ 
wirtſchaft auf den Wiener und Prager Märkten eine höchſt uner- 
wünſchte Konkurrenz bereitet — alſo allen Wirtſchaftszweigen der 
Donauländer mit ſeinen Haudelsintereffen mehr Nachteile als Vor— 
teile brinat. 


000000000000 


Während Frankreich in der Donaufrage bereit zu ſein ſcheint, die 
Wünſche Polens unberückſichtigt zu laſſen, iſt es auf der anderen Seite 
nach wie vor entſchlofſen, Polens Oſtlocarnowünſchen nachzukommen. 
Wenn Paris ſchon den polniſchen Donauforderungen nicht nachkommen 
will, jo will es ſeinem Bundesgenoſſen doch wenigſtens die Gewähr 
dafür bieten, daß ſich der im Südoſten behinderte deutſche „Drang nach 

Oſten“ nicht mit verſtärkter Kraft dem Angriff auf die polnischen 
Grenzen zuwenden kann. Frankreich gibt es ſehr deutlich zu erkennen, 
daß es einer Herabſetzung der deutſchen Tribut 
laſten nur unter der Bedingung zuſtimmen wird, 
daß Deutſchland Urfehde ſchwört, d. h. auf die Geltend- 
machung feiner Revijionsanfprüche befriſtet oder unbefriſtet verzichtet. 
Die Lauſanner Konferenz wirft ihre Schatten voraus. Im Neichsetat 
fehlt für das Haushaltsjahr 1932/33 zum erſtenmal Jeit Verſailles 
auf der Ausgabeuſeite die CTributpoſition; daraus geht hervor, daß 
die Reichsregierung mit Beſtimmtheit damit rechnet, daß auch nach 
Ablauf des Hooverſahres die Cributzahlungen nicht wieder aufgenommen 
werden. Auf der anderen Seite weißt der franzöſiſche Stat auf der 
Einnahmenfeite nach wie vor die Tributpoſition auf — ein Seichen 
dafür, daß man ſich in Frankreich durchaus noch nicht mit dem Ge⸗ 
danken befreundet hat, auf „das Recht des Siegers“ zu verzichten, 
oder zum mindeſten ein Seichen dafür, daß man entſchloſſen iſt, ſich die 
Bereitſchaft zur Streichung dieſes Statpoſtens nur für gute politische 
Münze abkaufen zu laffen. Mit der Cributfrage wird auch 
die Oſtlocarnofrage wieder aufgerollt werden, und 
zwar in ihrer umfaſſendſten Form: Man wird von Deutſchland ver- 
langen, daß es gegen das Sugeſtändnis einer Herabſetzung der Tribute 
nicht nur die Grenzen gegen Polen garantiert, fondern auch feine Zu- 
ſtimmung zur Beſeitigung der Autonomie im Memelland gibt; daß 
es weiter auf jedes Vorgehen im Donauraum verzichtet und keinen 
Widerſtand leiſtet, wenn Polen die Unabhängigkeit Danzigs beſeitigt. 
Man braucht kein Wort darüber zu verlieren, daß Deutſchland dieſe 
Bedingungen — oder auch nur eine von ihnen — ſelbſt daun nicht 
annehmen kann, wenn ihm als Entgelt die Streichung eines weſentlichen 
Teils der Tributiajten angeboten wird. 


Cardieu ijt entſchloſſen, bei der Behandlung der Tributfrage den- 
ſelben Weg zu beſchreiten, den ſchon fein Vorgänger im letzten Jahre 
eingeſchlagen hat. Damals blieb es bei einem Verſuch; denn Jıhon die 
bloße Andeutung eines „politiſchen Waffenſtillſtandes“ ſeitens des 
franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Laval veranlaßte den Reichskanzler 
ſeinerzeit zu einer Entgegnung, die keinen Zweifel darüber aufkommen 
ließ, daß die Ojtgrenzenfrage für Deutſchland eine Exijtenzfrage, aber 
kein Objekt für einen außenpolitiſchen Kuhhandel iſt. Was hat nun 
Tardieu in die Waagſchale zu werfen, daß er ſich zutraut, den deutſchen 
Widerjtand in der Stage der Oſtgrenzen zu brechen? Iſt Srankreichs 
Stellung heute wirklich um jo viel ſtärker als im vergangenen Jahr, 
daß es in Lauſanne das durchſetzen zu können vermeint, was es im 
letzten Jahr weder in Paris noch in London hat durchſetzen können? 
Manches deutet darauf hin, daß es nicht fo iſt. Als Laval damals 
ſeinen Vorſtoß unternahm, kam ihm die engliſche Pfundbriſe zu 
Hilfe; Tardieu aber ſieht ſich heute einem England gegenüber, das 
nach Überwindung der Währungskriſe auf dem beſten Wege iſt, ſeine 
im vorigen Jahre ſtark erſchütterte politiſche Handlungsfreiheit zurück- 
gewinnen. Weiter: Als Briand vor einem Jahr feinen Feldzug gegen 
die öflerreichiſch-deutſche Sollunion führte, konnte er 
ſich auf ein Stalien ſtützen, deſſen Vertreter fih vor dem Haager 
Schiedsgericht mit ungewöhnlicher Schärfe gegen eine Verwirklichung 
dieſes “Planes ausſprach; Tardien aber ſteht einer weit un- 
günſtigeren Situation gegenüber, da ſich die beiden früheren Gegner, 
Deutſchland und Stalien, in der Donaufrage zu gemeinſamem Auftreten 
die Hand gereicht haben. Schließlich: Laval konnte ſich im vorigen 
Jahr auf die zu konkurreuzloſer Diktatur geſteigerte frauzöſiſche 
Sinanzbegemonie ſtützen. Heute ift der Nimbus der fran 
jöſiſchen Finanzmacht im Schwinden. Die Macht zwar beſteht fort, 
aber der Glaube au ſie, das Vertrauen darauf, daß ſie den in ihrer 
Wirtſchaftsnot verſinkenden Völkern Swiſcheneuropas wieder aufhelfen 
könnte, iſt heute erſchüttert. Die vier bis fünf Milliarden Franks, 
die Frankreich bisher den Donauländern geliehen hat, haben deren 
Niedergang nicht aufhalten können, vielmehr im Gegenteil deren wirt- 
schaftlichen Abftieg vielfach beſchleunigt, weil ſie dazu gedient haben, 
die Urſache des Niederganges, die wirtſchaftliche Abſonderung von 
Deutſchland, zu erhalten. Wenn man die Dinge ſo betrachtet, dann 
kaun man wohl Jagen, daß Tardieu bei der Durchführung feiner Pläne 
größeren Schwierigkeiten begegnen wird als Laval, und daß die Aus- 
ſichten Deutſchlands, ſich dieſen Plänen mit Erfolg zu widerſetzen, heute 
größer find als im vorigen Jahre. 

Dazu kommt noch, daß die innerpolitiſchen Verhält- 
niſſe in Deutſchlaud und Frankreich inzwiſchen eine 
Entwicklung genommen haben, die namentlich für Polen höchſt un- 
erfreulich fein muß. Einerſeits hat in Deutfchlaud die nationale 
Oppofition Jo an Stärke und Einfluß gewonnen, daß Jie, auch 
ohne aktiv an der Regierung beteiligt zu ſein, die deutſche Außen- 
politik zu einem Widerſtaude befähigt, der einen noch weit ſtärkeren 
Druck als den ausjuhalten vermag, den Laval im letzten Jahr auf 
fie ausgeübt hat. Andererſeits hat Polen in der franzöſiſchen Öffent- 
lichkeit im Laufe der letzten Jahre manches an Sumpathie und noch 
mehr an Bereitſchaft zu aktiver Hilfe verloren. Die franzöli- 
chen Liu ksparteien haben ſchon früher wiederholt ihre Be- 
enken gegen die Erneuerung des franzöfiſch-polniſchen Bündniſſes 
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geltend gemacht. Die franzöſiſchen Radikaljozialijten haben die Geguer⸗ 


ſchaft gegen dieſes Bündnis jetzt ſogar zu ihrer Wahlparole erhoben. 


In Polen, namentlich in nationaldemokratiſchen Kreiſen, ſieht man den 
bevorſtehenden Kammerwahlen in Fraukreich mit der 
ernſteſten Veſorgnis entgegen. Man rechnet mit einem Sieg der Links- 
parteien und befürchtet, daß dieſe Parteien, wenn ſie ans Ruder 
kommen, auf die bedingungslofe Aufrechterhaltung der guten 
Beziehungen zu Polen keinen allzu großen Wert mehr legen werden. 
Worin ſich die franzöfifche Linke von den anderen politiſchen 
Gruppen unterfiheidet, das ift, daß ſie es ablehnt, eine Bündnispolitik 
zu betreiben, die Frankreich in neue kriegeriſche Berwickelungen hin- 
einreißen kann, daß fie es ablehnt, ſich um des Korri⸗ 
dors willen in ein militäriſches Abenteuer zu 
ftürzen, aus dem troß des kraſſen Mikverhält- 
niſſes im Nüſtungsſtand hüben und drüben keiner 
der Beteiligten als unbedingter Sieger hervor 
gehen würde. Die Ablehnung des Bündniſſes mit Polen iſt 
eine Parole, die auf alle diejenigen ihre Wirkung nicht verfehlen wird, 
die es nicht mehr verſtehen, warum franzöſiſche Soldaten für Polen 
in den Cod gehen ſollen, und die erkannt haben, daß gerade das 
ſtarre Seſthalten an ſeiner bisherigen Polenpolitick Sraukreich in eine 
Sfolierung hineinführen muß, deren Gefahr auch die vollkommenſte 
militäriſche Nüſtung nicht aufwiegen kann. 

Das darf nun nicht etwa ſo aufgefaßt werden, als ob die fran- 
jöſiſche Linke von Polen, welches — ſolange Rußland als poiitiſcher 
Saktor ausfällt — für die Pariſer Deutjchlandpolitik immer unent- 
behrlich ſein wird, nun vöilig abrücken werde. Das kommt nicht in 
Stage! Dazu ſitzt auch die traditionelle, menſchliche Sympathie, die 
man gerade in den franzöſiſchen Linkskreiſen gegenüber Polen emp- 
findet, noch immer zu tief; und die „Gazeta Polska“ bemerkt wohl 
gan; richtig: Die Erfahrung lehre, daß alle franzöſiſchen Parteien, 
wenn fie ans Ruder kommen, Männer an die Spitze des Staates 
ſtellen, die ein tiefes Verantwortungsgefühl der Geſchichte und dem 
Schickſal ihres Landes gegenüber haben, und die gerade aus dieſem 
Verantwortungsgefühl heraus, auch wenn ſie eine Verſtändigung mit 
Deutſchland ſuchen, immer an der engen Suſammenarbeit mit Polen, 
feſtgehalten haben. 8 

Man Joll all' dieſe Schwächemomente der Tardienfchen Politik 
nicht überſchätzen, aber man ſoll fie auch nicht überſehen. Man Joll 
lich nicht darüber täuſchen, daß Frankreich alle feine 
Machtmittel — und dieſe ſind auch heute noch ſtärker als die 
Machtmittel irgendeines anderen Staates — einfſetzen wird, um 
jeine Vormachtſtellung auf dem Kontinent zu be⸗ 
haupten; daß es alle Mittel anſetzen wird, um ſein ſeit Jahre 
hunderten gleichbleibendes Siel, die Sertrümmerung der Einheit und 
damit der Lebensfähigbeit und Eigengefetlihkeit des mitteleuropäiſchen 
Raumes, ju erreichen, und um das Werk von Verſailles zu Ende 
zu führen, das es vor 2 Jahren richt vollendet hat, weil es damals 
Deutſchlands Lebeusenergie unterſchätzte. Man darf auch nicht im 
Unklaren darüber ſein, daß die Abwehr der frauzöſiſchen Pläne von 
Deutſchland den Einſatz aller Kräfte erfordert. Da muß es be⸗ 
denklich erſcheinen, daß die deutſche Außenpolitik feit Monaten nur 
von Beamten des Auswärtigen Amtes und nicht mehr von der Perſon 
des Reichskanzlers und Außenminiſters geführt wird, während auf 
der Gegenſeite der franzöſiſche Miniſterpräſident auf allen KRoufe- 
renzeu und Suſammenkünften das volle Gewicht feiner Perſönlichkeit 
in die Waagſchale wirft. Und bedenklich muß es auch 
ſtimmen, wenn man an höchſt verantwortlicher 
Regierungsfelle im Reich ausgerechnet in dieſer 
Seit großer außenpolitiſcher Entſcheidungen von 
einem Primat der Innenpolitik ſpricht!l Es iſt klar, 
daß eine ſolche Einstellung die Gefahr in ſich birgt, daß die deutſche 
Außenpolitik die Vorteile ungenutzt läßt, die ihr aus Deutſchlands 
geographiſcher Lage im europäiſchen Raum, aus feiner wirtſchaft— 
lichen Vorraugſtellung gegenüber den öſtlichen Ländern und aus jener 
hiſtoriſchen Geltung des Deutſchtums erwachſen, die auch durch zwölf 
Jahre Verſailles nicht vom jwiſcheneuropäiſchen Boden e 


werden konnte. r. K. 
* 


Wechfel im Außenminiſterium? 

Von verſchiedenen Parteien iſt der Reichsregierung nahegelegt 
worden, die Doppelminijterien abzuſchaffen; eine Umgeſtaltung des 
Reichskabinetts in dieſem Sinne iſt in nächſter Zeit wohl zu erwarten: 
Reichskanzler Dr. Brüning wird das Außeuminiſterium, deſſen Füh- 
rung er bei feiner ſtarken Beſchäftigung mit innerpolitiſchen Dingen 
jeit Monaten ſtark vernachlälſigt hat, abgeben, und General Groeuer 
wird von einem der beiden Minifterien, dem Reichswehr- oder dem 
Junenminiſterium, defreit werden. Mit der Kabinettsumbildung iſt 
vor den Preußenwahlen nicht zu rechnen, da erſt der Ausgang dieſer 
Wahlen abgewartet werden ſoll. Für den Poſten des Außenministers 
wird Botſchafter Nadolny, der frühere Geſandte in Angora 
und derzeitige Vertreter auf der Genfer Abrüſtungskonferenz, ge- 
nannt. Nadolny iſt an den Oftfragen ſtär ker interesiert 
als alle feine Vorgänger Jeit 1918; ſein vor einer Reihe 
von Jahren erſchienenes Buch „Germaniſierung oder Slawiſierung?“ 
hat J. 5. Beachtung gefunden. Auf dieſes Buch, das den deutſch-fla- 
wischen Ausgleichsgedanken vertritt, wird au diefer Stelle eingegangen 
werden, wenn ſich das Gerücht über ſeine Berufung zum Außenminiſter 
beſlätigen Jollte, 
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Der deutſch⸗litauiſche Handel, 


Als wirkſamſte der gegen Litauen anwendbaren Repreſſiomaß- 
nahmen kommt die Schließung der deutſchen Grenze 
gegen die Einfuhr litauiſcher Waren in Frage. 
Deulſchland fteht ſeit Beginn der litauiſchen Unabhängigkeit im Außen⸗ 
handel Litauens weitaus an erſter Stelle. Nicht nur die geographiſche 
Nachbarschaft und die ſich gegenseitig ergänzende wirtſchaftliche Struk- 
tur der beiden Staaten, jondern auch politiſche Gründe wirkten im 
Sinne eines regen Handelsverkehrs zwiſchen Deutſchland und 
Litauen. In den neun Jahren 1925—1931 hat Deutſchland regelmäßig 
annähernd oder mehr als die Hälfte der litaui⸗ 
Iben Ausfuhr aufgenommen und war Deutſchland andererjeits 
auch mit mehr bzw. weniger als 50 v. H. an der 
litauiſchen Einfuhr beteiligt. Nachftebende Tabelle gibt 
über diefe Entwicklung Auskunft: 


Deutſcher Prozeulſatz Deutſcher Prozeulſa . „Saldo 

an der Ii. Salehuper A kn. Eütſahe 8 Ag ee 
1923 43,26 80,80 63,20 
1924 43,01 62,57 ＋ 14,56 
1925 50,70 56,61 ＋ 19,93 
1926 46,81 53,81 ＋ 10,96 
19 51,34 53,15 + 14,46 
1928 57,72 40 ar 
1929 59,40 49,03 — 45,68 
1930 59,91 48,47 — 48,50 
1931 45,92 47,01 + 5,25 


Daraus geht hervor, daß von 1923 an der Anteil Deutſch⸗ 
lands an der litauiſchen Aus fuhr im allgemeinen ftetig im 
Wachſen war und im Jahre 1930 rund % des gejamten litauiſchen 
Exportes ausmachte. Erſt im letzten Jahre (1937) trat hier wieder 
ein Nückſchlag um 14 v. H. ein; in dieſer Seit gelang es den litaui- 
ſchen Exporteuren, begünſtigt darch den fortſchreitenden Ausbau der 
agrariſchen Veredelungswirtſchaft, auch auf anderen als deutſchen 
Märkten, insbeſondere in England, an Boden zu gewinnen; anderer- 
jeits traten im vergangenen Jahre in Deutſchland eine Reihe von 
zollpolitiſchen Schutzmaßnahmen für landwirtſchaftliche Produkte in 
Kraft, die ſich auch auf die Einfuhr litauiſcher Erzeugnilſe hindernd 
auswirken mußten. Eine andere Entwicklung hat die deutſche 
Ausfuhr nach Litauen in den letzten 9 Jahren genommen. Im 
Jahre 1923 hat der deutſche Export den litauiſchen Markt nahezu 
konkurrenzlos beherrſcht. Über ¼ der litauiſchen Einfuhr ſtammten 
aus ODeutſchland. Seitdem ift der deutſche Anteil am litauiſchen Se- 
ſamtimport von Jahr zu Jahr erſt ſcharf, dann langſam, zugunſten 
anderer Staaten gejunken, und zwar bis zum Jahre 1931 auf 47 v. H. 
In dieſem Jahre war Deutſchland allo an der !itauifchen Ein- und 
Ausfuhr mit annähernd den gleichen Vomhundertſätzen beteiligt. Als 
litauiſche Exportgüter kommen faft ausſchließlich land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniffe in Frage: Lebendvieh, Fleiſch, Geflügel, Butter, 
Eier, Objt, Leinſaat, Flachs, Nohholz, bearbeitetes Hol}, Selluloſe 
uſw. Dagegen jtehen in der deutſchen Ausfuhr nach Litauen Halb- 
und Fertigfabrikate an erſter Stelle: Gewebe und Textilien, Maſchinen, 
künftliher Dünger, Zucker, Eisenwaren, Inſtrumente, Apparate und 
Geräte uſw. Ihrem abfoluten Wert nach iſt die litauiſche 
Einfuhr nach Deutſchland von 1923 bis 1930 von 65, Mill. auf 
200 Mill. Lit geſtiegen, um im vorigen Jahre auf 125,4 Mill. zurück- 
zufallen. Der Wert der deutſchen Ausfuhr nach Litauen iſt im allge- 


Memel vor 


Ob es die Litauer zu einer Mäßigung ihrer Memelpolitik ver- 
anlaſſen kann, wenn der Memelſtreit jetzt von den vier Signatar- 
mächten vor den Haag gebracht wird? Solange Deutfchland ſich weiter 
ſo untätig im Hintergrund hält wie bisher, iſt das kaum zu erwarten. 
Die Regierungen von Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan 
baben den Memelkonflikt beim Ständigen Internationalen Gerichts- 
hof anhängig gemacht. Sie haben dies in Form einer gegen die 
litauiſche Regierung gerichteten Klage getan, die ſich auf Artikel 17 
der zwiſchen den genannten fünf Regierungen am 8. Mai 1924 in Paris 
abgeſchloſſenen Memelkonvention bezieht. In der Klageſchrift werden 
die Abſetzung des Präſidenten des Memeldirektoriums, Böttcher, die 
Ernennung des von Simmat präfidierten neuen Direktoriums ſowie 
die Auflöſung des Aiemellandtages angeführt. 

Es hätte in Litauen gewiß Eindruck gemacht, wenn der Neichs- 
kauzler Dr. Brüning am 8. oder 9. Februar d. J., zwei oder drei Cage 
nach dem erſten litauiſchen Rechtsbruch im Memelland, nach Ostpreußen 
gefahren wäre, um von Königsberg aus in demonjtrativer Rede das 
Recht der Memeldeutſchen zu verkünden. Der Ranzler iſt damals nicht 
nach Königsberg gefahren. Statt deffen wurde gerade in der Seit, 
in der es an den Grenzen dort oben bedenklich zu gären anfing, in 
der von einem litauiſchen „Marſch auf Memel“ die Rede war, der 
Königsberger Wehrkreiskommandant — nach Genf zur Abrüftungs- 
konferenz delegiert. Nun iſt der Kanzler am 9. April doch noch in 
Ostpreußen geweſen; aber er hat in Königsberg nur eine Wahlrede 
gebalten. Er hätte, wenn er vor dem Mikrophon in Königsberg die 
„Worte über Memel gefunden hätte, die Oftpreußen von ihm ſeit 
9 Wochen erwartet, den Wahlausgang noch in letzter Stunde ent⸗ 
Icheidend für Hindenburg beeinfluffen können. Aber das Wort Memel 


meinen ſtabiler geweſen; er hat ſich von 1925 bis 1930 zwiſchen 127 
und 151 Mill. Lit bewegt und ijt im vorigen Jahre auf 130,7 Mill. 
Lit. zurückgegangen. Von 1923 bis 1927 war der deutſch⸗litauiſche 
Handel mit ſinkender Tendenz für Deutjchland und von 1928 bis 1930 
mit zunehmender Tendenz für Litauen aktiv. Im vorigen Jahre hatte 
er wieder ein Aktivfaldo von 5,25 Mill. Lit zu Deutſchlands 
Gunſten aufzumeijen. 

Sür die deutſche Sahlungsbilan;z ſpielt dieſer Betrag von rund 
2% Will. RM. eine völlig untergeordnete Rolle. Ebenſo iſt in der 
deutſchen Geſamtausfuhr die deutſche Ausfuhr nach Litauen von ge- 
ringer Bedeutung. Und was Litauen Deutſchland an eigenen Produkten 
zu bieten hat, kann leicht auch aus anderen Ländern eingeführt werden. 
Deutſchland könnte alſo ohne allzu große eigene Schädigung das Niſiko 
eines Abbruchs ſeiner Handelsbeziehungen mit Litauen auf ſich nehmen. 
Litauen würde durch einen ſolchen Abbruch verhältnismäßig weit 
ſchärfer getroffen werden. Die Entwicklung des deutſch-litauiſchen 
Handels läßt die Tendenz eines zunehmenden Rük- 
ganges des deutſchen Einfluſſes auf die Aus- und 
Einfuhr Litauens erkennen. Doch wird Oeutſchland nach wie 
vor im litauiſchen Außenhandel die erſte Stelle behaupten, wenn es auch 
3. B. als Käufer litauiſchen Fleiſches bereits von England überholt 
worden iſt. Litauen wird nach wie vor auf Deutſchland 
als Hauptabnehmer ſeiner Erzeugniffe angewie⸗ 
Jen ſein und ihm daher auch einen bevorzugten Platz in ſeiner Ein- 
fuhr einräumen mülfen. Einer Umorientierung des litauiſchen Außen- 
handels von Deutſchland weg zu anderen Staaten hin (insbejondere zu 
England) ſind verhältnismäßig enge Grenzen geſetzt. Denn wenn 
ſich Litauen aus politiſchen Gründen handelspolitiſch von Deutfchland 
abſondern, alſo den nächſten und günſtigſten Exportweg verlaſſen will, 
wird es ſich — ähnlich wie Polen — gezwungen ſehen, feinen Export 
durch Subventionen und andere Maßnahmen zu ſtützen und ſchließlich 
Märkte aufzuſuchen, auf denen es ſeine Waren nur mit Verluſt ab- 
ſetzen kann. Litauen hat keine Möglichkeit, Deutſchland aus ſeinem 
Außenhandel völlig auszuschalten, wenn es ſich nicht Jelbft den größten 
Schaden zufügen will. Am wenigſten könnte eine wirtſchaftliche An- 
näherung an Polen die durch einen Abbruch der Handelsbefiehungen 
mit Deutſchland entſtehende Lücken ausfüllen; denn Polen leidet 
Überfluß an all den Gütern, die Litauen ſelber exportiert. Darin liegt 
die handelspolitiſche Stärke Deuiſchlands gegenüber Litauen. Die 
Reichsregierung hat ſich bisher nicht entſchließen können, dieſen Faktor 
gegen Kowno in der Memelfrage auszuſpielen. Wenn ſie das nicht 
getan hat, dann können nicht wirtschaftliche, ſondern in erſter Linie 
oder ausſchließlich politiſche Gründe für dieſes Zögern maßgebend 
jein: Der Wunſch, die memelländiſche Landwirtſchaft, die am Export 
nach Deutſchland ſtark beteiligt iſt, zu ſchonen, und vielleicht auch das 
Beſtreben, nicht alle Brücken nach Kowno abzubrechen. Dieje Hem- 
mungen ſind begreiflich. 

Es fragt ſich nur, ob das die richtige Methode iſt, um zum Erfolg 
zu kommen: einen Gelegenheitsdied durch Nachſicht und gute Be⸗ 
handlung zu neuem Diebſtahl zu ermuntern, oder ob es nicht richtiger 
iſt, den kleinen Geguer durch einen nicht mißzuverſtehenden Druck 
beizeiten zur Vernunft zu bringen. Es könnte den Litauern nichts 
Jchaden, wenn ihnen einmal klargemacht würde, was ihuen unſere 
Freundfchaft eigentlich bedeutet. So wie das Auswärtige Amt ſich 
bisher in der Memelftage verhalten hat, wird nur der Glaube der 
Litauer geſtärkt, daß ſie uns völlig unentbehrlich ſind. 


dem Haag. 


ift in feiner Rede nur gam; beiläufig gefallen. 
enttäuſcht. 

Inzwiſchen iſt Litauen dabei, die Neſte der memelländiſchen Auto- 
nomie zu beſeitigen und die memeldeutſchen Führer und Parteien kalt= 


Das hat in Oſtpreußen 


juſtellen. Die Aufhebung des Kriegszuſtandes im ANlemel- 
land wurde — entgegen einer vorzeitigen Meldung des „Memeler 
Dampfboots“ — wieder einmal auf unbeſtimmte Seit ver⸗ 


tagt mit der abjonderlichen Begründung, daß die Beibehaltung des 
Kriegszuſtandes im gegenwärtigen Zeitpunkt beſonders notwendig ſei, 
weil dem litauiſchen Staat im Zufammenhang mit dem Memelkonflikt 
bei einem nationalſozialiſtiſchen Wahlſieg in Preußen „gewiſſe Gefah- 
ren von außen her drohen“. — Auf Veranlaſſung Gaigalats (des 
ehemaligen RNeichstagsabgeordneten) wurde auf einer Pajtorenkonfe- 
renz in Kowno Anfang d. M. beſchloſſen, daß in Zukunft im Re- 
melgebiet die freiwerdenden Pfarrſtellen nur noch 
mit ſolchen Paſtoren beſetzt werden sollen, die an 
der iniverfität Rommo fiudiert haben. — Am 9. April 
wurde der bekannte Führer der Memelländiſchen Volkspartei und 
Vertreter des Memellandes in Genf, Schulrat Mayer, ver- 
haftet und ins Gefängnis nach Bajohren gebracht. Es wird ihm 
„Spionage“ vorgeworfen. — In Koonoer Negierungskreiſen ſcheint 
man die Abſitht zu haben, dem deutſchen General konſul 
in Memel das Crxequatur, alſo das Necht zur Amtsaus- 
übung, zu entziehen; das bedeutet, daß Litauen dem Vertreter 
des deutſchen Reiches, deſſen Anweſenheit in Memel ihm gerade im 
gegenwärtigen Zeitpunkt beſonders unbequem iſt, auszuweiſen gedenkt 
— eine direkte Herausforderung Deutſchlands, die dem dreiſten Auf⸗ 
treten der Kownoer Regierung die Krone aufſetzen würde. — Das ſind 
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einige der neueſten und ſich täglich mehrenden Maßnahmen Litauens 
zur Entrechtung und Entdeutſchung des Memelgebiets. 

In der Wilhelmſtraße tiefes Schweigen! — Da. ift es erfrischend, 
auch einmal zu ſehen, wie ein deutſches Privatunternehmen für ſein 
Teil die Konſequenzen aus dem Verhalten der Kownoer Regierung 
um der "AMemeizrage fehr: Die Haußpigeſchönsnene “ur garnagbibhe 
Früchteverwertung hat unter dem 2. April an einen litauiſchen Se- 
ſchäftsfreund nachſtehendes Schreiben gerichtet: 

„Ihrem Wunſche vom 18. März — Koſtenanſchlag für eine Süß 
mojtkelterei mittlerer Größe, Empfehlung geeigneter Apparate, Ver- 
mittlung eines techniſchen Leiters — hätten wir mit Freude ſofort und 
zu Shrer vollen Zufriedenheit entſprochen. 

Leider macht das Verhalten der Litauiſchen Regierung gegenüber 
dem Memelland und die Verwicklungen, die daraus für die nächte 
Gukunft zu erwarten ſind, dies unmöglich. 
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Solange die hier begangenen offenbaren Nechtsverletzungen nicht 
gefühnt und dem in feiner weit überwiegenden Mehrheit deutſchen und 
deutſchgeſinnten Memelbund nicht endlich ſein natürliches und ver- 
brieftes Recht zuteil wird, können wir es keiner deutſchen Firma 
zumuten, ſich in ein — unter ſolchen Bedingungen natürlich unſicheres 
— Keſchih kt, mit., oiner. litauülchoen Stabar vrylalge., Runge. Enlınet. 
Deutſchen raten, aufs Ungewiſſe hin in Litauen eine Stelle anzunehmen. 
Abſchrift dieſes Schreibens geht an die Leitung der uns organiſatoriſch 

unterſtellten Lehr- und Verjuchsanftalt Obererlenbach und an Jämtliche 
deutſche Fachanſtalten. 

Bei den perfönlichen Beziehungen, die ſeit Jahren zwiſchen Ihnen 
und uns beſtehen, bedauere ich es ſehr, Ihnen nicht befriedigender ant⸗ 
worten zu können. Erhält das unterdrückte Memelland ſein Recht, 
Jo dürfen Sie auf unſere bereitwillige Mithilfe weiter zählen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung Dr. Polzer.“ 


Danzigs Abwehrkampf gegen Polen. 


Der Völkerbundskommiſſar Graf Sravina hat ſich den be- 
fonderen Sorn der Polen zugezogen, als er deren Forderung auf Er- 
weiterung der poiniſchen Jollauffichtsrechte über Danzig ablehnte und 
die gegen die Einfuhr Danziger Waren nach Polen unter falſchen 
Vorwänden eingeleiteten Maßnahmen als eine „action directe“ be- 
zeichnete. Die prodiſoriſche Eutſcheidung des Kommifſars ſtützte ſich 
im weſentlichen auf ein Gutachten, das der ungarische Aliniſterial- 
rat Dr. A. Fatlinger in den Sollſtreitfragen abgegeben hatte. 
Gleich nach Bekanntwerden des für Danzig günſtigen Entſcheides 
jetzte ſeitens der polniſchen Preſſe eine Hetze gegen den Böl⸗ 
kerbundskommiſ jar ein, die um Jo größeres Aufjeben erregte, 
als die polniſche Regierung an ihr nicht ganz unbeteiligt erſchien. Das 
halbamtliche Blatt der Warſchauer Regierung, die „Gazeta Polska“, 
forderte die Abberufung Srabinas von feinem Danziger 
Poſten; und andere Blätter gingen ſogar Jo weit, wirtſchaftliche 
Vergeltungs maßnahmen gegen Italien zu fordern für 
den Fall, daß Gravina, der bekanntlich italieniſcher Staatsangehöriger 
iſt, ſeinen Poſten nicht verlaffen ſollte. Die ganze Enttäuſchung dar- 
über, daß Gravina es gewagt hatte, das Recht des Schwächeren gegen 
die Gewalt des Stärkeren in Schutz zu nehmen, die ganze Erbitterung 
darüber, daß ein Völkerbundskommiſſar es unternommen hat, dem 
polnischen Griff nach der Weichjelpofition durch eine unparteiiſche Ent- 
ſcheidung Einhalt zu gebieten, kam in dieſem Preſſefeldzug gegen 
Srarina zum Ausbruch, der ſich, wie der regierungsfreundliche „Expreß 
Poranny“ ſagte, in Danzig fo aufführe, „als ob er nicht der General- 
kommiſſar des Völkerbundes, ſondern Adolf Hitlers“ wäre, und der 
ſein Amt dazu benutze, „den Schmuggel Danzigs zu unterſtützen“. 
Aus Verehrung für Hitler, aus Achtung vor den Nationalſozialiſten 
joll Gravina die für Danzig günſtige Entſcheidung getroffen haben. 
Die poluiſche Preſſe bringt zwar keine Beweiſe dafür vor, daß es 
wirklich fo iſt, ſie gibt aber, indem fie Hitler die „Schuld“ au der Ent- 
jcheidung Gravinas zuſchiebt, zu erkennen, daß in ihren Augen die 
Rotionaljozialijten den ſtärkſten Aktivpoſten der Danziger wie auch 
der reichsdeutſchen Politik darſtellen. 

In Polen denkt man gar nicht daran, die Ent- 
ſcheidung des Grafen Gravina, dem die polniſche Regie- 
rung Mangel an Objektivität vorwirft, zu achten. Im Gegenteil 
holt man jetzt zu entscheidenden Maßnahmen aus, um allen praktiſchen 
Solgerungen, die aus der Cutſcheidung des Kommiſſars gezogen wer- 
den könnten, durch die Schaffung vollendeter Tatſachen zuvorzukom- 
men: Polen hat die ſeit einiger Seit ſchwebenden Zollverhaud— 
lungen mit Danzig durch die Abberufung ſeines Sachverſtändigen 
abgebrochen und zugleich die gegen die aus Danzig kommenden 
Waren gerichteten Kontrollmaßnahmen weiter verſchärft. Die Grenzen 
Polens follen trotz der Eutſcheidung, des hoben Kommillgrs den Dan 
ziger Erzeugniffen verſchloſſen bleiben. Die Abſicht, von der ſich die 
Polen bei dieſer ſeit dem letzten Jahr ganz offen befolgten Politik 
leiten laſſen, liegt auf der Hand: Danzig hat im Vertrauen auf das 
große poluiſche Hinterland, das ihm durch die — übrigens erzwungene 
Wirtſchaftsunion mit Polen eröffnet wurde, mit großem Aufwand 
eine Indultrie aufgebaut, deren weſentlichſtes Abſatzgebiet Polen fein 
jollte, Dieſe Induſtrie nun will Polen wieder vernichten; und um das 
zu erreichen, greift es zu dem Mittel, den Danzigern Schmuggel mit 
Waren nichtdanziger Herkunft nach Polen vorzuwerfen. Gegen dieſen 
angeblichen Schmuggel gibt Polen vor, ſich ſchützen zu müffen, wäh- 
rend es in Wirklichkeit den Danziger Erzeugniſſen ſelbſt den Abfatz 
nach Polen verjperren will. Auf dieſe Weile hat Polen es bereits 
erreicht, daß an die 50 Danziger gewerbliche und induſtrielle Betriebe, 
die auf den Abſatz nach Polen angzwiejen find, im Lauf der letzten 
Monate ſtillgelegt oder eingeſchränkt werden mußten, daß dadurch 
eine erhebliche Mehrbelaſtung des Danziger Arbeitsmarktes eintrat. 
Polens Politik richtet ſich alſo nicht mehr nur gegen den Danziger 
Handel, ſondern auch gegen die Danziger Induſtrie, die, wenn ſie vom 
polnischen Abſatzmarkt verdrängt wird, eine ihrer weſentlichſten 
Erijtenzgrundlagen verliert, weil das Gebiet der Freien Stadt allein 
nicht aufnahmefähig genug iſt und ihr die übrigen Märkte durch Soll⸗ 
ſehranken verjperrt find. 


Eine überſicht über die vor den Inſtanzen des Völkerbundes 
anhängigen Streitfragen zwiſchen Danzig und Polen belehrt beller 
als eine lange Erklärung die gefahrvolle und unhaltbare Situation 


der Freien Stadt und die Vernichtungspolitik Polens gegen dieſe 
unglückſelige Schöpfung der Verſailler „Iriedensſtifter“. Die folgende 
Aufſtellung bezieht ſich auf den Sebruar d. g.: 


J. Dem Hohen Kommiſſar liegen vor: 

A. Sragen, betreffend den Schutz der 
Suterejfen in Polen: 
J. Liquidation des Gutes eines Danziger Staatsangehörigen (NRützen- 

Koſitzkau) jeit 1923. 
2. Tätigkeit der Lebensverſicherungsanſtalt Weſtpreußen in Polen, 

ſeit 27. Juni 1930. 

Polen 


. Sragen, betreffend den 
Danzig: 
3. Rechte der Polen in Danzig auf Grund des Artikels 33 des 
1 Pariſer Vertrages, Jeit 30. September 1930. 
5 
6 


Danziger 


B Schutz der in 


Anerkennung von polniſchen Seugniſſen und Diplomen in Danzig, 
ſeit 2). Februar 1930. 
. Beſchäftigung polniſcher Arbeiter in Danzig, ſeit 10. Jan. 1959, 
. Anwendung des Arbeitsvermittlungsgeſetzes auf poluiſche Ar- 
beiter, ſeit 31. Oktober 1030. 
7. Errichtung eines polniſchen Kinderheims in Groß-Trampken, ſeit 
5. Juli 1930. 
ragen, betreffend die Führung der auswär- 
tigen Angelegenkeiten Danzigs durch Polen: 
„ Ausſtellung von Natifikatiousurkunden bei internationalen Ver- 
trägen, ſeit 10. November 1026. 
Ausſtellung von Päſſen an Danziger Staatsangehörige im Aus- 
land, ſeit 7. April 1931. 
D. Fragen, betreffend 
heiten: 
10. Abhaltung von militäriſchen Übungen 
beſatzungen an Land, ſeit 19. Dezember 1930. 
11. Entſendung von polnischen. Marinepatrouillen an Land, ſeit 
11. Juli 1931. 
E. Fragen, betreffend die poluiſche Eifenbahn in 
Danzig: 
12. Auwendung der Beſtimmungen über die Arbeitnehmerausjihüffe 
auf die polnische Eiſenbahn verwaltung, ſeit 30. Dezember 1931. 
13. Wohnungen für polnifche Eiſenbahner in Danzig, ſeit 16. Do- 
jember 1929. 
14. Verlegung der polniſchen Eifenbabnwerkjtätten von Danzig, ſeit 
27. Auguſt 1930. 
15. Prozeß des ESiſenbahn-Angeſtellten Flander gegen den polnischen 
Staat, felt 25. Uktöber 950. 
16. Beeinfluſſung der Kinder von Eiſenbahn-Augeſtellten zum Beſuch 
der polnischen Schulen, ſeit 31. Oktober 1930. 
F. Sragen, betreffend die polniſche Hafenpoft in 
Danzig: . 
17. Einhaltung der durch den Völkerbund bejtimmten ſogenannten 
„Grünen Linie“ durch die polniſche Poſt, ſeit 16. September 1930. 
6. Fragen, betreffend Soll angelegenheiten: 
18. Sahlung von Exportprämien aus Solleinnahmen, ſeit 3. De⸗ 
zember 1930. 
9. Klagen gegen die Danziger Zollverwaltung und Schadenserſatz⸗ 
ansprüche in Höhe von 45 Mill. Hloty, ſeit 15. September 1951. 
H. Werftangelegenheiten: 
20. Abgabe eines Sonderſchiedsſpruchs, betreffend Schiffbrücke 
jwiſchen der Danziger Werft und dem Holm, ſeit Jo. Januar 1930. 
II. Dem Völkerbundrat haben jetzt vorgelegen: 
J. Berufung der Danziger und polniſchen Regierung 
Gdingenfrage. 
2. Anlaufsrecht polniſcher Kriegsschiffe in Danziger Hafen. 
III. Eine gotägige Bernfungsjrift läuft zurzeit noch 


hinſichtlich dreier Cutſcheidungen über Eifenbahnangelegenheiten, weich 
der Hohe Kommiſſar kürzlich gefällt hat, 


9. 
militäriſche Angelegen⸗ 


durch Kriegsſchiffs⸗ 


in der 


Nee 


Der polniſche 
Boykott deutſcher Waren. 


Crotz des ſoeben erſt abgeſchloſſenen deutſch-polniſchen Handels- 
abkommens, in dem beide Staaten ſich verpflichten, die gegeneinander 
gerichteten wirtſchaftlichen Maßnahmen nicht zu verſchärfen, wird von 
den maßgebenden polniſchen Wirtſchaftskreiſen weiterhin eine umfang⸗ 
reiche Propaganda gegen die Einfuhr deutſcher Waren nach Polen 
betrieben. In dem führenden Organ der polniſchen Induſtrie und 
Großkaufmannſchaft, dem „Kurjer Polſki“, hat erſt in dieſen Cagen 
der bekannte polniſche Volkswirtſchaftler 
Dr. Roger - Battaglia ſich für eine Einſtellung des Bezuges 
von deutſchen Waren eingeſetzt und Propaganda dafür gemacht, daß 
die polniſchen Importeure ſich ihre Bezugsquellen in anderen Ländern 
juchen, vor allem in England. 
Propaganda gegen die Einfuhr fremder Waren überhaupt, ſondern 
um eine Aufforderung zum Boukott der deutſchen Waren. In ähn⸗ 
lichem Sinne wie Noger-Battaglia äußerte ſich der Direktor dert 
franzöſiſch-polniſchen Handelskammer Oftromfki 
gegenüber einem Vertreter der halbamtlichen „Skra“ - Agentur. 
Direktor Oſtrowſki führte unter anderem aus: „Schon gegen- 
wärtig macht fich eine intenſive Bewegung be- 
merkbar, die bisher aus Deutſchland eingeführten 
Artikel durch ſolche franzöfiſcher Herkunft zu er⸗ 
Jeten. Die polniſch-franzöfiſche Handelskammer hat ſchon viele da- 
Dingehende Anfragen erhalten und iſt gegenwärtig bemüht, Quellen 
ausfindig zu machen, die in vollem Umfange den Bedürfniſſen unjerer 
inländiſchen Importeure entfprecben. In vielen Handelszweigen ſind 
bereits die entſprechenden Verbindungen angeknüpft.“ — Der von den 
offiziellen polniſchen Kommentaren bei der Beurteilung des deutſch⸗ 
poluiſchen Handelsübereinkommens fo hoch geprieſene Verſtändigungs— 
wille Polens ijt daher wohl nicht zu ernſt zu nehmen. 


Heranziehung deutſcher Firmen zu Steuern in Polen. 


Die Rechtsabteilung der deutſch-polniſchen Handelskammer in 
Berlin, Berlin RW, Dorotheenſtr. 1], die für deutſche Firmen die 
Verfolgung von Nechtsangelegenheiten in Polen übernimmt, teilte 
folgendes mit: In der letzten Seit mehren ſich die Klagen über Be⸗ 
ſchlagnahme deutſcher Guthaben und Sorderungen 
in Polen wegen angeblicher Steuerpflichten deut- 
cher Firmen für nach Polen gelieferte Waren bzw. 
dort ausgeführte Arbeiten. In den meiſten Fällen dürfte 
die Heranziehung jur Gewerbe-, Umſatz- und Einkommenſteuer auf 
die unrichtige Auslegung der beſtehenden Vorſchriften in bezug auf 
Konſignation, Vertretertätigkeit, Montagearbeiten uſw. zurückzuführen 
fein. Sum Teil allerdings geben auch die von den deutſchen Firmen 
getätigten beben We ſelbſt den polniſchen Steuerbehörden zu 
dieſen Vorgehen Anlaß. Die Rechtsabteilung der deutſch⸗polniſchen 
Handelskammer hat in einer Reihe von Sällen mit Erfolg interveniert, 
Jo daß den betroffenen Firmen empfohlen werden kann, ſich mit der 
Rechtsabteilung in Verbindung zu ſetzen, um Auskünfte über richtige 
55 1 der einſchlägigen polniſchen Geſetzesvorſchriften zu er- 
halten. 


Die franzöſiſch⸗polniſchen Wirtſchaftsbeziehungen. 


In letzter Seit it die polniſche Ausfuhr nach Fraukreich, die ſich 
zu Beginn des Jahres 1951 günſtig entwickelte, durch die franzöſiſchen 
Neglementierungsmaßnahmen erheblich geſchädigt worden. Anderer- 
Teits hat auch die polniſche Regierung Maßnahmen zur Minderung 
der franzöſiſchen Einfuhr ergriffen. Dem politiſchen Bündnis zwiſchen 
Frankreich und Polen hat von jeher die wirtschaftliche Fundierung 
gefehlt. Dieſe Schwierigkeiten ſollen durch neue franzöſiſch-poluiſche 
Wirtſchaftsbeſprechungen auf Koſten des deutſch-polniſchen Handels 
behoben werden. 

Während im Jahre 1930 Frankreich in der Reihenfolge der- 
jenigen Länder, die die größten Mengen des polniſchen Exportes auf- 
nehmen, ſich an 10. Stelle befand, nahm es im vergangenen Jahre 
bereits den 6. Platz ein. Bei der Einfuhr nach Polen 
iſt Frankreich vom 4. Platz im Jahre 1930 auf den 
5. im Jahre 1931 geſtiegen. Von der polniſchen 
Ausfuhr gingen im vergangenen Jahre 5,5 v. H. 
nach Frankreich, von der polniſchen Einfuhr 
kamen 7,509 aus Frankreich. Dem allgemeinen Nück⸗ 
gang der polniſchen Außenhandelsumſätze entſprechend iſt auch die 
polniſche Einfuhr aus Frankrei 
rückgegangen, und während ſie ſich im Jahre 1930 noch auf 
insgeſamt 151 Oro 000. Zloty belief, betrug fie im Jahre 1931 nur noch 
100 725 o00 Slot. Die polniſche Ausfuhr nach Frankreich 
iſt im Gegensatz ‚zur ſinkenden Einfuhr ſehr ftark geftiegen, 
amd zwar von 75 178 000 Slotu im Jahre 1939 auf 103 357 000 Hloty 
im Jahre 1931. Die ſtarke Verringerung des polnischen Importes 
aus Frankreich um etwa ein Orittel ſeines Wertes ift auf die 
Starken Einfuhrreſtriktionen, der polnischen Regierung gegenüber 
dem Import von Rohmaterialien und Halbfabrikaten ſowie auf die 
Verringerung des Bedarfes und der Kaufkraft der polnischen Be- 
völkerung zurückzuführen. Die polniſchen Negierungsſtellen ſind der 
Anjiht, daß zahlreiche aus Srankreich eingeführte 


Es handelt ſich alſo nicht um eine 


reich mengenmäßig zu 
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Außenhandel. 


Waren wie Seide, Leinenfabrikate, Damen und 
Herrenkonfektion uſ w. auch von der polniſchen In- 
landsinduſtrie hergeſtellt werden können, und haben 
deshalb entſprechende Maßnahmen gegen die Einfuhr dieſer Artikel 
ergriffen. Die Verminderung des Abfatzes franzöſiſcher Luxusartikel 
in Polen iſt in erſter Linie auf die Verarmung der Bevölkerung zurück- 
zuführen. Frankreich ſeinerſeits hat ebenfalls, dem Zuge 
der gegenwärtigen internationalen Wirtſchaftspolitik folgend, feine 
Sinfuhraus Polenbeſchränkt, wobei ein beſonders ſchwerer 
Schlag für Polen die Sinſchränkung der Kohleneinfuhr nach 
Srankreich bedeutet. Die Erweiterung des polniſchen Kohlenabſatzes 
in Frankreich ijt ſchon ſeit längerer Seit Gegenitand von Verhand⸗ 
lungen zwischen beiden Ländern. 


Die polnische Kohleuinduſtrie unter ſtaatlicher Kontrolle. 


Das polniſche Arbeits- und Handelsminiſterium hat eine Ver- 
ordnung ausgearbeitet, durch die die Regierung zur Kontrolle und 
Regelung der Kohlenproduktion und des Kohlen- 
handels ermächtigt wird. Die Verordnung, die ſchon in wenigen 
Tagen in Kraft geſetzt werden Joll, gibt der Regierung das Recht, 
zwangsweiſe Kohlenſyndikate zu bilden, die Mit- 
gliedsbeiträge dieſer Vereinigungen ſowie die 
Gebühren feſtzuſetzen, die zur Negelung des Kohlenexports 
notwendig ſind, und die erwaltungen der einzelnen 
Bergwerke ju überwachen. Ebenſo kann der Kohlenhandel 
zwangsweiſe zuſammengeſchloſſen werden. Die Regierung kann Kon- 
tingente für die einzelnen Bergwerke feſtſetzen und den Kohlen- 
verkauf in beſtimmte Bahnen leiten. Für Übertretung der Verord- 
nungen ſind hohe Strafen angedroht. Es Joll ferner eine ftaat- 
liche Kohlenexportkon vention geſchaffen werden. Im Zu- 
jammenhang damit will man einen Exportausgleichs fonds 
bilden. Die Regierung erwartet, daß der Kohlenexport nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Maßnahmen wieder anwahlen wird. Der Kohlen- 
export ſoll künftig ausſchließlich über Sdingen 
gehen, das ſtaatlicher Kohlenhafen werden soll. (Das 
würde das Ende Danzigs bedeuten.) Mei will dadurch die hohen 
Unterhaltungskoſten für den Hafen von Sdingen herabdrücken. Der 
Export nach den nordiſchen Ländern ſoll durch die 
ſtaatliche Seefahrts⸗Aktiengeſellſchaft „Segluga 
Polfka“ bewältigt werden, damit dieſe Geſellſchaft, die 
bisher ungeheure Staatszujchüffe verſchlungen hat, rentabler wird. 

N * 


Poluiſche Kolonialpläne. 

Im franzöfiſchen Kolonialinftitut wurde im März 
eine Abordnung der polniſchen Vereinigung für Schiff 
fahrt und Kolonien empfangen. Der ftellvertretende Vor- 
ſitzende des franzöſiſchen Kolonialinſtituts, der ehemalige Minijterial- 
direktor, Serruhs, erklärte bei dem Empfang, daß Polen 
lich an der Auswertung der franuzöfiſchen Kolonien 
beteiligen könne, aber, um dieſe Beteiligung erfolgreich zu ge- 
ſtalten, ſei es Vorbedingung, daß der Hafen von Gdingen zu 
einem Depot für Rolonialerzeugnifje ausgebaut 
werde, die nicht nur in Polen, fondern auch in den Nachbarländern, 
in Mittel- und Nordeuropa verkauft werden müßten. Wie die 
Agentur Havas berichtet, wurde ein franzöſiſch-polniſches Programm 
für Suſammenarbeit auf dieſem Gebiete umriſſen. ö 

Hiermit im Suſammenhang ſteht wohl auch eine Meldung des 
Krakauer „Kurier“ aus Paris, wonach man ftreng geheime Verhand- 
lungen zwiſchen Polen und Frankreich geführt habe, um den polni- 
ſchen Emigranten im franzsfiſchen Kolonialreich 
eine Konzeſſion zu ſichern. Die polniſchen Delegierten 
wollten die von Arbeitsloſigkeit bedrohten, in Frankreich beſchäftigten 
Polen in einer Kolonie anſiedeln. Die franzöſiſchen Behörden ſeien 
aber nicht geneigt, einer ſolchen Siedlung nationale Autonomie zu ge- 
währen. Für die Sranzoſen liefen die polnischen Forderungen auf eine 
Beſchränkung der franzöſiſchen Staatshoheit hinaus. 

Der Suſtrom polniſcher Arbeiter nach Frankreich war in den 
Jahren der wirtſchaftlichen Hochkonjunktur einmal ſehr groß. Hundert- 
tauſende arbeitsfähiger Polen wanderten damals, mit Arbeitsver- 
trägen verſehen, nach Fraukreich. Mit ihren Familien ließen fie ſich 
in Paris und vor allem in Nordfrankreich nieder. Nach poluiſchen 
Angaben beläuft ſich die Sahl der polniſchen Arbeiter in 
Nordfrankreich allein auf mehr als eine Viertel⸗ 
million. Durch natürliches Wachstum und durch fortwährenden 
Huſtrom verftärkte ſich das Polentum in Frankreich mit jedem Jahr. 
In einigen nordfranzöfiſchen Ortſchaften iſt bereits 
der ſeltſame Suſtand eingetreten, daß die polniſche Bevölke- 
rung die franzöſiſche an Sahl überwiegt. Seitdem die 
Arbeitsloſigkeit auch nach Frankreich übergegriffen hat, ging man 
zu der Praxis über, zuerſt die ausländiſchen Arbeitskräfte abzubauen. 
Cauſende von polniſchen Arbeitern verloren auf 
dieſe Weiſe ihre Arbeit. Den meiſten fehlt es an Geld, 
wieder in die Heimat zurückzukehren. Das ſind die Leute, über deren 
Anſetzung in den afrikaniſchen Kolonien Frankreichs (d. h. wohl im 
ehemals deutſchen Kamerun) jetzt verhandelt worden iſt. 
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Polniſche Minderheitenpolitik. 


Die Dirſchauer Schultragödie. 

Die Tragödie der Dirſchauer deutſchen Schüler iſt noch nicht zu 
Ende. Im Juni v. J. wurde das deutſche Progumnaſium geſchloſſen. 
Seitdem ſind die Schüler ohne Unterricht. Vor kurzem erklärte nun 
das Kultusminiſterium die Schließung der Schule für end- 
gültig. Unter großen Opfern beſchloſſen die Dirſchauer deutſchen 
Eltern, ihre Kinder in das deutſche e e in Preußiſch- 
Stargard zu ſchicken. Die polniſche Staatsbahn lehnte aber die 
Ausgabe von Schülermonatskarten nach Stargard ab, ſo daß für die 
Schüler der volle Fahrpreis von 33 Zloty gezahlt werden muß. Als 
die Schüler dann in Stargard zum Unterricht erſcheinen wollten, wurden 
lie am Betreten des Schulgebäudes behindert, da 
das Schulkuratorium (Provinzialſchulkollegium) in Thorn die Ein- 
ſchulung der Dirſchauer Schüler in Stargard bisher nicht genehmigt 
habe. Eine ſofortige Intervention in Thorn war ohne Erfolg. Das 
Schulkuratorium „behält ſich ſeine Entſcheidung vor“. Es kann 
wiederum Monate dauern, ehe die deutſchen Kinder endlich die Mög- 
lichkeit erhalten, wieder zur Schule zu geben. 


Verſetzung deutſcher Eifenbahner. 


Die Maſſenverſetzungen der letzten deutſchen 
Cifenbahner aus dem Korridor-Gebiet nach Kon- 
greßpolen, hauptſächlich in die Wojewodſchaften Poleſien, Wol- 
hunien, ferner nach Demblin (Imangorod), Oftaalizien und in die Woje- 
wodſchaft Kiefce, werden weiter fortgeſetzt. Nachdem am 7. April 
wiederum über 100 Eiſenbahner die Aufforderung bekommen hatten, 
ſich mit Koffern im ehemaligen Eiſenbahndirektionsgebäude Bromberg 
einzufinden, von wo ſie mit ihnen unbekanntem Ziel nach Kongreß- 
polen weitergeſchickt wurden, haben am 10. April erneut 50 Eifen- 
bahner die Verſetzung erhalten. In allen Fällen mußten die Eijen- 
bahner ihre Familien im Korridor-Gebiet zurücklaffen. Es wird 

jedoch großer Wert darauf gelegt, daß ſie ihre Familien ſchnellſtens 
nachkommen laſſen. Es handelt ſich in faſt allen Fällen um kinder- 
reiche Beamte. Die neuen Wirkungsorte der Beamten Jind ſo aus- 
geſucht worden, daß die Kinder in keinem Fall Gelegen- 
heit haben, eine deutſche Schule zu beſuchen. Mehrere 


Beamte in Konitz, Hrauden; und Stargard, die ſich mit Rückſicht auf 


ihre Familien und ihren Landbeſitz weigerten, dem plötzlichen Befehl 
zu folgen, ſind wegen Dienſtverweigerung fristlos und 
unter Aberkennung aller Penſionsanfprüche aus 
dem Staatsbahndienſt entlaſſen worden. — Auch die 
Sinanzverwaltung geht dazu über, die letzten deutſchen Beamten „aus 
dienſtlichen Gründen“ aus dem Korridor-Gebiet zu verſetzen. 

Das Ende des Konitzer Nenegateublattes. 

Die „Pommereller Neueſten Nachrichten“ haben ihr 
Erſcheinen eingeſtellt. Dieſes Blättchen, das wir bereits mehrfach 
erwähnt haben, wurde bekanntlich von dem wegen Beleidigung, Sitt- 
lichkeitsverbrechen und Spionage bereits mehrfach vorbeſtraften Hugo 


Ernefto Luedecke, der ſich zuletzt Dr. Hans Sth. von Heldn 
nannte, herausgegeben, um die deutſche Minderheit in Pommerellen 
zu ſprengen. Alle amtliche Hilfe, die dem Renegaten Luedecke bei 
feinem Vorhaben in reichlichem Maße Arteil wurde, alle Druckmittek, 
mit denen er und ſeine polniſchen Hintermänner verſuchten, das Blatt 
den Angehörigen der deutſchen Minderheit aufzudrängen, find erfolg- 
los geblieben. Die Deutſchen im Korridor haben die „Pommereller 
Neueſten Nachrichten“ und den Luedecke als das erkannt, was ſie 
find: als ein von der Warſchauer Regierung ausgehaltenes, deutſch- 
feindliches Blatt und als eine käufliche Kreatur. Luedecke blieb nichts 
anderes übrig, als feine Gelte in Konitz und Sempelburg abzubrechen. 
Man kann gefpannt darauf fein, wo, als was und unter welchem 
Namen er in Sukunft wieder auftauchen wird, ob er vielleicht gar, 
wie fein Kollege von der gleichfalls entſchlafenen „Valtiſchen Preffe“, 
Redakteur Nuecker, in eine gehobene Amtsſtellung nach Warſchau 
berufen wird — in Anerkennung feiner Verdienſte um die Bekämpfung 
Deutſchlands —, das einmal ſein Mutterland warl 

Die Bromberger Stadtverordneten haben den Magiſtratsdirektor 
Seidel den Titel Magiſtratsrat verliehen, weil er ſich „um die 
Beſeitigung der letzten Spuren der deutſchen Herrschaft beſonders ver- 
dient gemacht hat.“ Ihm ſei es zu danken, daß im ſchnellen Cempo 
alle deutſchen Schilder uſw. aus dem Straßenbild der Stadt entfernt 
worden ſeien. * 


Ein Gebet, das keines ſein ſoll. 


Vor einiger Seit erwähnten wir das Gebet eines polniſchen 
Pfarrers Miejzkis-Uzerfki als Beiſpiel dafür, zu welchem 
Mißbrauch der Religion ſich die polniſche Deutſchenfeindſchaft hin- 
reißen läßt. Die Dinge liegen, wie wir uns überzeugt haben, etwas 
anders. Mielzkis-Uzerfki iſt Pazifiſt. Das zitierte Gebet findet ſich 
in einer ſeiner Schriften, iſt von ihm verfaßt, aber nicht, um es den 
Gläubigen ju empfehlen, ſondeen um ihnen die Verwerflichkeit der 
chauviniſtiſchen Hetzereien vor Augen zu führe. Wir wollen 
die gute Abſicht dieſes Pfarrers nicht in Sweifel ziehen, aber 
doch folgendes feſtſtellen: Mieſzkis-Uzerſki ſelbſt ſchätzt ſeine polniſchen 
Landsleute offenbar ſo ein, daß er derartige Auswüchſe für möglich 
hält und das Gebet als etwas hinftellt, was der Geſinnung feiner 
chauviniſtiſchen Landsleute angepaßt iſt. Iſt nun dem Pfarrer, als er 
das Gebet verfaßte, nicht der Gedanke gekommen, daß ſich Leſer 
ſeiner Schrift finden könnten, die dieſes Gebet als etwas anderes 
als die Äußerung eines verirrten Chriſten auffaſſen könnten? 
Wenn es dem Pfarrer auf Beiſpiele für das Vorhandensein der von 
ihm verurteilten Geſinnung ankam, dann hätte er es nicht nötig gehabt, 
derartige Dinge ju erfinden; er hätte nur Umſchau bei 
manchen ſeiner Amtsbrüder zu halten brauchen und dabei gewiß mit 
Leichtigkeit eine hübſche Ausleſe von Äußerungen „christlicher Nächſten⸗ 
liebe“ ſammeln können, etwa beim Pfarrer Lukaſzkiewicz, dem 
Berfafler der „Legende und Geſchichte von der Weichſel“, oder bei 
dem kürzlich verſtorbenen Bifhof Bandurfki. 


Lon den Polen in Deutſchland. 


Polnischer Vorſtoß nach Quellengrund. 

Die Gütermakler-Sirma Paul Salomon in Landsberg (Warthe), 
von der man annehmen konnte, daß fie ſich vom Gütermarkt zurück- 
gezogen hätte, hat, wie die „Märkiſch-Poſener Zeitung“ berichtet, vor 
kurzem in Neu-Kramzig, Grenzmark P.-W., einen Verkaufstermin 
anberaumt, in dem er 200 Morgen des früher zum Gute Goltzen 
Beſitzer Ignatz Sarazin) gehörigen Vorwerks Quellengrund zum 
Berkauf angeboten wurde. Zu dem Termin waren nur polniſche 
Bauern aus Neu-Kramzig und Kramzig erſchienen, au 
die bereits im letzten Fahr 270 Morgen des Vorwerks Quellengrund 
verkauft worden waren. Wenn bei dieſem Termin keine Verkaufs- 
abſchlüſſe getätigt werden konnten, jo bedeutet das, wie die „M. P. G.“ 
ſchreibt, nicht etwa, daß bei den Polen keine Kaufluft beſteht, ſondern 
es ift vielmehr ein Schachzug der Polniſchen Volksbauk zu vermuten, die 
im Vertrauen darauf, daß keine deutſchen Bewerber auftreten werden, 
die Parole ausgegeben hat, mit dem Ankauf zu warten, um die Preiſe 
zu drücken. Im Abſchnitt Meſeritz-Bomſt haben die Polen Jeit 1028 
mehrfach und . C. mit Erfolg verſucht, deutſchen Landbeſitz in die 
Hand zu bekommen: Woynomwo, Kelſelsdorf (Kreis Züllichau- 
Schwiebus), Quellengrund (der AReft dieſes Vorwerks ſteht jetzt 
zum Verkauf), Sr.-Schmöllen und Gr. Dammer. 

Der poluiſche Lehrer in Groß- Waplitz. 

Die Regierung in Marienwerder, Abteilung für Kirchen- und Schul- 
weſen, hat dem polniſchen Staatsangehörigen, Lehrer an der polnifchen 
privaten Minderheitsvolbsſchue in Gr.-Waplit, Kreis Stuhm, 
K. Mancfynſki, die Erlaubnis zur Leitung der 
Schule und Erteilung des Unterrichts an ihr ent- 
zogen, weil der Lehrer in ſeinem Seſamtverhalten 
die taktvolfe Zurückhaltung hat vermiffen laſſen, 
die von ihm als fremdem Staatsangehörigen, der Saſtrecht in Deutfch- 
land genießt, erwartet werden mußte, und weil er ſich außerhalb feiner 
Lehrtätigkeit an der Minderheitsſchule, für die er ausſchließlich zu- 
elaffen iſt, fortgeſetzt in einer der gedeihlichen Entwicklung des 
Minderheitsſchulweſens im Kreiſe Stuhm und dem friedlichen Su- 


ſammenleben der Angehörigen deutſchen und poluiſchen Volkstums ab- 
träglichen Weiſe betätigt hat. Cine Schließung der Minder 
heitsſchule in Hr.-Waplitz ift mit dieſer Maßnahme 
nicht verbunden. 


Waffenjunde bei Polen in Deutſch⸗Oberſchleſien. 


In Marklowitz (Deutſch-Oberſchleſien) wurden von der deutſchen 
Polizei Durchſuchungen nach Waffen vorgenommen, da Marklowitzer 
Einwohner am Oſterſonnabend bei Nauden ein Seuergeferht mit pol⸗ 
niſchen Srenzbeamten gehabt hatten. Es handelt ſich um Kommuniſten, 
die Werbematerial über die Grenze ſchmuggeln wollten. Es wurden 
bei mehreren Angehörigen der polniſchen Minder- 
heit 300 Schuß Infanteriemunition und zwei 
Armeerevolver gefunden. Die Waffen, die bei dem Feuer- 
gefecht benutzt wurden — es handelt ſich um Infanteriegewehre —, 
konnten noch nicht entdeckt werden. Ferner wurde auf Grund einer 
Anzeige eine Durchſuchung bei dem Landtags kandidaten 
des Polenbundes, Semeindevorſteher Bozek, vor- 
genommen, die aber ergebnislos verlief. Bozek fleht aber, wie festge- 
ſtellt werden konnte, in engſter Fühlung mit den Kommu⸗ 
niften! Derjelbe Bozelk, der ſich nicht genug tun kann, für die „Pole 
niſche“ Kirche zu eifern. i 

Das Ende einer polniſchen Hetzlüge. 

Die Leiche des vor einigen Wochen in Piafſutten 
verftorbenen polniſchen Miuderheitsſchullehrers 
Lan; ift mit Genehmigung der deutſchen Staatsanwaltſchaft nach 
Poſen gebracht und dort ob duziert worden. Als Ergebnis der 
Obduktion wurde feſtgeſtellt, daß Lanz an KRohlenoxudgasvergiftung 
verſtorben iſt. Die poluiſche Preſſe hatte ſeinerzeit behauptet, daß 
Lanz von Nationalſozialiſten ermordet worden ſei! Obwohl die Er— 
mittlungen der deutſchen Behörden auch nicht den geringſten Anhalts- 
punkt für diefe Behauptung ergeben halten, verbreiteten die polnischen 
Blätter weiter dahingehende Meldnugen. Die deutſche Staatsauwalt- 
ſchaft hatte ſich daraufhin bereit erklärt, die Leiche durch polniſche 
Arzte obduzieren zu laſſen. 


Oſt⸗Archiv und Heimatmuſeum 


Beilage zum „Oſtland“, Wochenſchrift des Deutſchen Oſtbundes E. V. 
Aahrgang 1932, 1. Folge 


Die Heimat ruft ... Skizze von Georg Hollunder. 


Hell leuchteten die hohen Fenſter des Kaſinos des Peibgrenadier- 
Regiments Nr. 8 in Frankfurt a. d. O. und ſandten geſpenſtiſch ihren 
Schein auf deu ſtillen Kaſernenhof, über dem ſich ein ſternenloſer 
Himmel wölbte. Storr und weſenlos wie Schatten zerrannen die Um- 
riſſe der umliegenden Gebäude in der dampfenden Nacht. 

Drüben im Hauptgebäude brannten vereinzelte Lampen. Hier 
herrſchte noch Leben, waren doch am Spätnachmittage die „Leiber“ 
aus dem elde zurückgekehrt, zurück in die alten lieben Näume, die 
Jie 1914 ſiegesbewußt und mit jo großen Hoffnungen verlaſſen hatten. 

Und wie war das Ende und die Rückkehr? .. 

Im Kaſino ſaß man noch beisammen, ſtill und ſchweigſam. Von 
Seit zu Seit zuckte es in den kampfzerwühlten Geſichtern von ver- 
haltenem Schmerz, unſagbarem Leid und tiefer Trauer. 

War es nicht, als ob irgendwo, weit, weit entfernt, draußen in der 
Nacht etwas Jänge... wie dumpfer Trommelſchlag .. . wie ein jterben- 
des Schickſal . 

Und da . . . in der Sukunft hockte es in grau, die Frau Sorge, und 
ſtarrte mit gierigen und brennenden Augen hervor. 

Da klirrte draußen ein Schritt auf dem langen, feuchtkalten Flur. 
Näher tajtete ſich der Tritt zur Tür. Sie tat ſich auf, und herein 
trat der junge Leutnant v. G. 

Alle Blicke wandten ſich ihm zu. Der helle Lampenſchein ſprang 
in ein friſches, von der Nachtluft gerötetes Geſicht. Die Hände hielten 
ein Jeitungsblatt umklammert, das der junge Offizier dem Haupt- 
mann Freiherrn v. L. reichte. Der wunde Blick in dem wetterharten 
Antlitz des Hauptmannes überflog eiligſt die fettgedruckten Zeilen der 
erſten Seite. Jäh ſprang er empor, daß ſein Stuhl laut polternd zu 
Boden fiel. In ſein Geſicht trat ein ſcharfer Zug, als er rief: „Polens 
Verrat an Deutſchland! Blutiger polniſcher Umſturz in Poſen!“ 

Hohnlachend fügte er hinzu: „Das iſt der Dank diefer edlen Nation 
für die Befreiung vom Aufjenjoche und die Erhebung zu einem jelb- 
jtändigen Königreiche im November 19161“ 

Die Geſichter der Kameraden ſtarrten den Hauptmann fragend an. 

Der Oſten, die Heimat in Gefahr! 
Starb nicht eben erſt die Sonne jo blutigrot über die ſtolzen Sahnen 
des Regiments? Schritt nicht noch der Schatten des großen Schlachten 
würgers durch die jzerſthoſſenen, jerwühlten und blutgetränkten Selder 
im Welten? Doch die Heimat war in Gefahr! Das gab den irrenden 
Gedanken Kraft und Siel. 


Wie ein Schrei brach es von den altvertrauten Wänden: „Ka- 
meraden, die Heimat ruft!“ 

Und als Antwort klang es wieder: „Wir ſind bereit, fie zu ſchützen!“ 

Stumm reichte man ſich die Hand. 

Tief grüßte am Tore die Nacht die Offiziere des Leibgrenadier- 
Regiments Nr. 8. 

Leiſe klirrten die wetterzerriſſenen Steinflieſen, als ſpürten ſie den 
Tritt eines gewaltigen Schickſals. Stumm wandte ſich jeder und ſchritt 
in die Nacht hinaus, die mit finſteren Nieſenmäulern gähnte. 

Am nächſten Morgen riefen die Unteroffiziere die Mannſchaften 
a dem Kaſernenhof zuſammen. Ein neugieriges Fragen und Nufen 
egann. 

Da nahte Hauptmann Freiherr v. L. Kurz ertönte das Kommando 
„Stillgeſtanden“ und hallte von den Wänden wider. In ſtrammer 
Haltung erfolgte die Meldung der Mannſchaften. Dann ſprach der 
Führer. Feſt, knapp und unbeirrt erklangen ſeine Worte über 
den Platz: 

„Leibgrenadierel Die Polen haben in Poſens Hauptſtadt einen be- 
waffneten Aufſtand entfacht. Ihren Naubzug jetzen fie nach Ojten 
fort. Ihr Siel ift der Oderſtrom! Auf den Wegen und Straßen 
dringen ſie gegen Bentſchen vor. Deshalb ergeht an euch, ihr tapferen 
Leiber, der Nuf: „Freiwillige für die Heimat vor die Front!“ 

Wie ein Mann trat die geſamte Mannſchaft vor und erklärte ſich 
bereit, für die Heimat zu kämpfen. 

Über Kampfesgeklirr und Kanonenbrüllen entjchleierten ſich noch- 
mals die wallenden Fahnen des Regiments, — — — 

Fünf Stunden Jpäter trug der Zug die erſten Freiwilligen über 
Neppen nach Bentſchen. (Am 30. Dezember 1918 wurde der wichtige 
Eiſenbahnknotenpunkt Beatſchen von Teilen des 8. und 12. Hrenadier- 
Regiments beſetzt.) Vorüber jagten Stationen, Ackerfluren, Bäume 
und Sträucher. In den Wagen erſcholl das alte Soldatenlied „Von 
der Heimat... und dem Wiederſehen!“ Die Töne wuchſen und ſchwollen 
und drangen hinaus in den weiten Erdenraum, über die Heimatflur. 

Aus dem Senfter eines Abteils im vorletzten Wagen aber lehnte 
ein Freiwilliger und ſchaute mit glühenden Augen in die beginnende 
Dämmerung unverwandt nach dem Oſten. Sein Vaterhaus ſtand hinter 
Poſen, und ſein Heimatsort war bereits don den Polen beſetzt. 

Ein Stöhnen rang ſich in ihm empor 

Heiß rangen Tränen über feine Wangen, Tränen ..., ſchimmernde 
Perlen, gewordenes Heimweh. 


Kämpfe an der Grenz⸗Netze im Frühjahr 1919. 


Von Friedrich Noß. 


Die polniſch-revolutionären Ereigniſſe des Jahres 1919 laufen mit 
denjenigen des Jahres 1848 parallel. Die Kämpfe im Kreiſe Czarnikau 
wie überhaupt die Gefechte längs der Netze weiſen große Ähnlichkeiten 
auf. Im Gebiet der ſogenannten reißenden Netze, der heutigen Grenz- 
Netze, bildete die ſüdlich des Sluſſes gelegene Kreisstadt Czarnikau 
den wichtigſten Stützpunkt der Polen. 80 bewaffnete Infurgenten be- 
ſetzlen die Stadt am 5. Januar 1919, einem Sonntage, ohne Wider- 
ſtand zu finden. Die deutſchen Verwaltungsbeamten und die wenigen 
Polizeiorgane wurden ihres Amtes entjetst und zum Teil interniert. 
Mit größtem Selbſtbewußtſein und dem Vertrauen auf den Erfolg 
ihrer Sache gingen die. Polen bei ihren weiteren Maßnahmen vor. 
Am gleichen Tage erließen jie im Gefühl ihrer eigenen Stärke und 
der Chumacht des preußischen Staates und der deutſchen Bevölkerung 
für das Geſamtgebiet des Kreiſes Czarnikau mit Einſchluß des rein 
deutſchen, von ihnen noch nicht beſetzten nördlichen Kreisteiles im „An- 
zeiger für den Netzediſtrikt“ durch Sonderausgabe folgende Bekannt- 
machungen: 

„Mitbürger! Mit dem heutigen Tage ift jegliche Gewalt und 
Sorge für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Nuhe 
im Kreiſe Czarnikau in unfere Hände übergegangen. Alle Mitbürger 
ohne Unterſchied der Nationalität und Konfeſſion fordern wir hiermit 
auf, Ruhe und Ordnung zu bewahren und ſich unſeren Anordnungen 
zu fügen. Der öffentliche Sicherheitsdienſt für den Kreis Cjarnikau 
wird euer Leben und Eigentum ſchützen. Wer bei Raub oder Plün- 
derung auf frischer Cat betroffen wird, wird ſtandrechtlich mit dem 
Tode beſtraft. Es ſind ernannt worden: 1. zum Kommandanten des 
öffentlichen Sicherheitsdienjtes für den Kreis Czarnikau Herr Stanis- 
laus Grudzinſki aus Czarnikau, 2. zum Landrat Herr Wlodzimierz 
von Rarzinfki aus Staikowo, 3. zum Bürgermeiſter der Stadt Czar- 
nikau Herr Antoni Leſinſki aus Czarnikau.“ 

„Befehl! über Cjarnikau Stadt und Land wird hiermit bis auf 
Widerruf der Belagerungszuſtand verhängt. Alle Vergehen werden 
tand rechtlich abgeurleilt. Alle Perſonen, die ſich im Beſitze von 
Waffen jeglicher Art befinden, haben dieſe bis ſpäteſtens Dienstag, 


den 7. Januar, nachmittags 4 Uhr, in Czarnikau bei mir im Magiſtrats⸗ 
gebäude abzuliefern. Wer nach dieſem Zeitpunkt im Beſitz von Waffen 
betroffen wird, wird unnachſichtlich mit dem Tode beitraft. Der 
Kommandant des Sicherheitsdienſtes. Grudzinſki.“ 

Ein weiterer Befehl befagt: „Der Alkoholverkauf iſt bis auf 
weiteres verboten. Zuwiderhandlungen werden ſtrengſtens beſtraft. 
Polijeiſtunde iſt auf 9 Uhr abends feſtgeſetzt. Der Kommandant.“ 

Dieſe Verordnungen kennzeichnen die Lage am erſten Tage der 
polniſchen Invasion. Der polnische Staroſt zeigte ſogar die Dreijtig- 
keit, eine Verſteigerung von 90 Militärpferden am 8. Januar in 
Schönlanke anzukündigen. Die polniſchen Pläne gingen dahin, über 
die Netze vorzuſtoßen und Schönlanke und Schneidemühl, das ihnen 
erklärlicherweiſe wegen feiner ſtrategiſchen Wichtigkeit beſonders be- 
gehrlich erjcheinen mußte, zu beſetzen. Schneidemühl erkannte recht- 
zeitig die polniſche Gefahr. Schon am 3. Januar erließ der Magiſtrat 
einen Aufruf zur Bildung einer Bürgerwehr, dem in weiteſtem Maße 
nachgekommen wurde. Eine mehrere hundert Mann ſtarke Wehr 
konnte unter dem Kommando des Hauptmanns Goſſow aufgeſteilt 
werden. Am nächſten Tage traten erfreulicherweiſe die Arbeiter der 
Eiſenbahnwerkſtätten zuſammen und bildeten zwei Bataillone, jo daß 
einſchließlich der Reſte regulärer Truppenkörper 5000 Mann zur Ver- 
teidigung Schneidemühls bereit ſtanden. Den Oberbefehl übernahm 
Major v. Plewe, der letzte Kommandeur des Infanterie-Negimeuts 149. 

Anders war die Lage in Schönlanke, das ſich zunächſt völlig ab- 
ſeits des Aufſtandsgebiets glaubte. Doch als die Polen vor unzweifel- 
haft deutſchen Landesteilen nicht haltmachten, als ſie verſuchten, über 
die Netze vorzudringen und das drohende Gefpenft einer polniſchen Be- 
ſetzung in unmittelbare Nähe rückte, da gelang trotz parteipolitiſcher 
Widerſtände die Gründung einer Einwohnerwehr, die am 6. Januar 
von prominenten Perfönlichkeiten der Stadt ins Leben gerufen und 
unter das Kommando des Hauptmanns Dr. Moldenhauer geſtellt 
wurde. Dringende Hilfe der ſtaatlichen und militärischen Behörden 
ſollte angefordert werden. Der Beitritt zur Einwohnerwehr war 
freiwillig. Die wirklich im Dienft ſtehenden Mitglieder erhielten aus 
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ſtädtiſchen Mitteln eine Entlöhnung. Die Sahl der Meldungen wuchs 
ſtändig. Am 7. Januar erklärten die maßgebenden Körperſchaften den 
Aufruf der Roda Ludowa und die Befehle des Czarnikauer Stadt- 
kommandanten für rechtsungültig. Stadt und Diſtrikt Schönlauke und 
die nördlich der Netze gelegenen deutſchen Dörfer erkannten die polni= 
chen Verordnungen nicht an und trafen die erforderlichen Sicherheits- 
maßnahmen. Der Belagerungszuſtand wurde verhängt. Sämtliche 
Waffen mußten abgegeben werden, Menfchenanfammlungen wurden 
verboten, und Perſonen unter 18 Jahren war das Betreten der Straße 
nach 8 Uhr abends unterſagt. Abgebauten Beſitzern wurden die 
Waffen zur Selbſtverteidigung belaſſen. 


Schon am 6. Januar war an den Kriegsminiſter und das General- 
kommando ein Telegramm gejandt worden, das die zußerſte Notlage 
der Stadt ſchilderte, zuverläjlige militäriſche Hilfe, wenn auch nur von 
geringer Stärke erbat, um die Oftbahn zu ſchützen, und auf die höchſte 
Erregung der Bevölkerung hinwies. Am 9. Januar ging an das 
Generalkommando Stettin ein weiteres Telegramm mit der Bitte: 
„Senden Sie wenigstens Stabsoffizier, der Verteidigung im Abſchnitt 
leitet; Mannſchaften und Waffen notdürftig vorhanden. Oftbahn 
äußerjt gefährdet.“ Die Antwort beſagte, daß unmittelbare Unter- 
jtützung nur von Schneidemühl möglich ſei. Inzwiſchen war in den 
Dörfern längs der Netze, die etwa von Stöwen bis faſt nach Silehne 
die Kampffront bildete, die Organisation des Selbſtſchutzes notdürftig 
durchgeführt worden. Der Leutnant Nelke, ein Czarnikauer, be- 
mühte ſich ſehr um die Rückeroberung ſeiner Heimatſtadt und warb 
in den Netzedörfern Freiwillige. 50 deutſche Männer ſtellten ſich ihm 
zur Verfügung, auch etwa 25 Schönlanker Freiwillige wurden für den 
Plan gewonnen. Aus Schneidemühl hatte Nelke nur eine kleine Ab— 
teilung Militär erhalten können. Trotzdem wagte er den Sturrm auf 
Czarnikau am 8. Januar. Verabredungsgemäß rückte er mit rund 
75 Mann in den erſten Morgenftunden dieſes Tages von Schönlanke 
über Nadolin, Nomanshof nach Malzmühle, um von hier den Sturm 
auf die Stadt zu unternehmen, während die Schönlanker Abteilung von 
Norden her in die Stadt einzudringen versuchen ſollte. Die Sturm- 
trupps der Abteilung Nelke vermochten bis zum Markte vorzu- 
dringen, erhielten aber aus der zäh verteidigten katholifchen Kirche 
und dem angrenzenden Hänferblock Jo ſtarkes Feuer, daß der Angriff 
hier ins Stocken geriet. In den Kampf griff die Schönlanker Abteilung 
ein, die im Sturmſchritt aus der Richtung Hammer herbeieilte. Aber 
auch ſie war zu ſchwach, um den Kampf zugunften der deutſchen Sache 
zu beeinfluſſen, zumal die Polen Verſtärkungen aus der Umgegend er- 
hielten, während die deutjcherfeits erwartete Hilfe nicht eintraf. Wir 
kungsvolles Feuer eines auf dem katholiſchen Kirchturme aufgeftellten 
Maſchinengewehres rief Verwirrung in den Reihen der Deutſchen 
hervor. Der Rückzug wurde angelreten, doch konnten die Schön- 
lanker ihren gefallenen Kameraden Land mitnehmen. Paul Bandow 
gelang es, eine polniſche Fahne zu erobern, die jetzt im Heimatmuſeum 
des Netzekreiſes aufbewahrt wird. Als einziger gab Leutnant Nelke 
den Kampf mit 10 Freiwilligen nicht auf, die ſich im Nathauſe hart- 
näckig verteidigten. Während die beiden Offiziere und 4 Mann ent⸗ 
fliehen konnten, ergaben ſich die übrigen gegen Suſicherung freien Ab- 
zugs. Freier Abzug wurde ſpäterhin nur denjenigen gewährt, die nicht 
Cjarnikauer Bürger waren. Drei der mutigen Verteidiger wurden in- 
terniert; ſie werden ſpäterhin noch erwähnt. Damit nahm der Kampf 
um Szarnikau fein Ende. Viel Blut war gefloſſen. Außer einer 
Anzahl Verwundeter waren auf deutſcher Seite 5 Cote zu verzeichnen. 
Die Verluſte auf gegneriſcher Seite beliefen ſich auf mehr als 55 Tote 
und zahlreiche Verwundete. 


Die Stellung der Polen war durch den Ausgang dieſes Kampfes 
geſichert; es bejtand ſogar die Gefahr, daß fie ihren Erfolg ausnutzen 
und Vorſtöße bis an die Oſtbahn und darüber hinaus machen würden. 
Wenn ſich dieſe Vermutung nicht beſtätigte, ſo lag das lediglich daran, 
daß in dieſen Tagen in allen Abſchuitten heftige Kämpfe tobten, die die 
Anſetzung größerer Injurgentenkörper bei Czarnikau unmöglich machten. 
Schwere Gefechte ſpielten ſich bei Kolmar ab. Auch für Schneidemühl 
wurde die Lage kritiſch. Doch die energiſchen Abwehrmaßregeln der 
Srhneidemühler Bevölkerung hielten die Polen vom Angriff ab. Auch 
der polniſche Vormarſch auf Schueidemühl von Oſten her wurde bei 
Wiſſek in erbittertem Gefechte gegen vielfache Übermacht abgewehrt. 


Sm Abſchnitt Schönlanke wurden die Bürgerwehren der Orte bis 
weit über die Ostbahn hinaus alarmiert, um Vorſtöße der Polen auf 
Schönlanke abzuwehren. Die Zuſammenzlehung von Freiwilligen wurde 
aufs ſchnellſte durchgeführt, und ſchon am Nachmittage trafen die erſten 
Abteilungen in der näheren Umgebung Czarnikaus ein. Schönlanke 
rief den Sorſtmeiſter Splettſtößer auf Rohrwiefe zu Hilfe, der, obwohl 
er jaſt 30 Kilometer abjeits des Aufſtandsherdes wohnte, in kurzer 


Seit mit einer anſehnlichen Abteilung freiwilliger Holzſchläger eintraf. 


Für den pflichttreuen Beamten war es ſelbſtverſtändlich, ſich mit allen 
Mitteln dem Vormarſche der Polen entgegenzujeten, jumal ein Teil 
der ihm unterſtellten fiskaliſchen Waldungen unmittelbar bedroht war. 
Der Pole beſchränkte ſich jedoch nur auf Abwehr der Angriffe und 
blieb in der Verteidigung. Hauptmann Splettſtößer arbeitete ſich bis 
in die Nähe der Netzebrücke vor, mußte aber dann wegen des fein? 
lichen Feuers von weiterem Vorgehen Abſtand nehmen. Auch ein 
anderer Trupp unter Sührung des Leutnants Pax, der bei dem Schlacht- 
haus die Netze überſchritt, mußte den Angriff aufgeben. 

Noch dieſem ſchweren Gefechtstage machte ſich auf beiden Seiten 
der Hang zu örtlichen Verhandlungen bemerkbar. Beide Parteien 
luchten Seit zu gewinnen. So kam denn’ am 9. Januar zwiſchen den 
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Polen und Leutnant Nelke ein 48ſtündiger Waffenſtillſtand zustande. 
Schon am 10. Januar begannen weitere Beſprechungen über die Ein- 
ftellung der Seindſeligkeiten. Die Stadt Schönlanke ließ den polniſchen 
Vorpoſten mitteilen, fie wünſche mit den Vertretern der polnischen Be— 
ſatzung Czarnikaus erneute Verhandlungen über den weiteren Suſtaud 
aufzunehmen und ſchlage vor, am 11. Januar, mittags I Uhr militärische 
Bevollmächtigte zu entſenden. Auch zur Einleitung von Wirtjchafts- 
verhandlungen ſollten Bevollmächtigte namhaft gemacht werden. Ver- 
handlungsort war das rote Haus am Czaruikauer Netzedamm. Schon 
am nachmittag traf die Antwort ein, die ſich mit den deutſchen Vor- 
“Schlägen einverſtanden erklärte. 

Sum Abſchluſſe einer endgültigen Vereinbarung zur Herbeiführung 

geordneter und friedlicher Verhältniſſe im Kreiſe Czaruikau fanden 
ji) am 11. Januar an der vereinbarten Stelle von polnischer Seite 
vier und von deutſcher Seite ſieben Vertreter ein, deren Legitimationen 
ehrenwörtlich verſichert und allfeitig anerkannt wurden. Für die 
Seit bis zur endgültigen Entſcheidung über die Staatszugehörigkeit des 
Kreiſes Czarnikau oder einzelner Teile desselben durch die zuſtändigen 
Staafsgewalten wurden im weſentlichen folgende Vereinbarungen ge- 
troffen, die als bedeutſame Quelle am Schluß dieſes Aufſatzes im 
Wortlaut abgedruckt iſt. 
Die gegenſeitigen Seindfeligkeiten im Kreiſe Czarnikau werden ſo— 
fort eingeſtellt und die beiderfeitigen Cruppeukörper unverzüglich ent- 
fernt. Auf deutſcher Seite ſind die Jüdlich der Netze ſteheuden Crup- 
pen zurückzuziehen. Die Durchführung des Abtransportes wird am 
14. Jauuar durch eine gemifchte aus je 2 deutſchen und polniſchen Mili- 
tärs beſtehende Kommiſſion nachgeprüft. Von beiden Seiten ſoll dar- 
auf hingewirkt werden, reguläre Cruppenkörper nicht mehr aufzu- 
ftellen; ſollte dies dennoch geſchehen, jo verpflichten ſich die oberſten 
Militärbehörden in Schönlanke und Czarnikau, ſich hiervon unverzüg⸗ 
lich Nachricht zu geben. Sur Herbeiführung und Aufrechlerhaltung 
der Sicherheit werden Bürgerwehren für die Bezirke Schönlauke und 
Szarnikau aufgeſtellt, deren Grenze die Netze bildet. Beide Wehren 
ſollen die Höchſtzahlen von je 100 Mann nicht überſchreiten und 
möglichft konform tätig ſein. Bei beabſichtigter Anderung des Be- 
ſtandes iſt gegenſeitig Nachricht zu geben. Die Sjaruikauer Bürger- 
wehr ſoll aus Polen, die Schönlanker aus Deutſchen beſtehen. Der 
Kommandant der Cjarnikauer Bürgerwehr hat bei allen wichtigeren 
Entſcheidungen eine deutſche Vertrauensperſon hinzufuziehen. Es ſoll 
angeſtrebt werden, die Beſoldungsfrage durch den Kreis zu regelu. 
Alle Sivilperſonen find verpflichtet, ihre Waffen dem zuſtändigen 
Kommandanten der Bürgerwehr abzuliefern, der Ausnahmen geſtatten 
kann. Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden ohne Nückſicht auf 
die Zahlen entlaſſen. Ob Kriegs- oder Sivilgefangenſchaft vorliegt, 
entſcheidet eine gemiſchte Kommiſſion. Auch alle Sivilgefaugenen, 
gegen die begründeter Verdacht einer ftrafbaren Handlung nicht be- 
Steht, find freiulaſſen. Die Sivilgefangenen dürfen während der Haft 
mit Nahrungsmitteln und Gegenſtänden des täglichen Bedarfs durch 
Schweſteru verſorgt werden. Hinſichtlich der im Nathauſe zu Czar⸗ 
nikau gefangenen ſechs Leute bleibt die Vereinbarung beſtehen, die 
dahin lautet, daß die nicht in Czarnikau wohnhaften drei Gefangenen 
ſofort freizulaſſen ſeien, während die übrigen bis zur Regelung 
der ſtaatlichen Verhältniſſe in der Provinz Poſen zu internieren und 
anſtändig zu behandeln feien. (Catſächlich war versprochen worden, 
ſämtliche ſechs gefangenen Leute freizulaffen.) 

Während der Verhandlungen erſchien der Leutnant Nelke und 
legte ein Schriftſtück folgenden Inhalts vor: Der Leutnant Karl Nelke 
hat vom Garniſonkommando Schneidemühl den Befehl, den Ort Czar- 
nikau von den Polen zu befreien und deutſche Behörden einzuſetzen. 
Die beiderſeitigen Vertreter nahmen von dieſer Erklärung Renut- 
nis und verpflichteten ſich, von ihr zur Aufklärung der Bevölkerung 
weiteſtgehenden Gebrauch zu machen. Die Vertreter der Stadt Schön- 
lanke erhoben gegen die Beſetzung der Kreisbehörden durch polniſche 
Organe Proteſt. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurde noch 
vereinbart, die durch die Unternehmung gegen Czarnikau an öffentlichen 
Seväuden und Einrichtungen entſtandenen Schäden und die Schäden der 
Kreiseingeſeſſenen feſtzuſetzen und dem Kreiſe zur Verauslagung zu 
empfehlen. Von beiden Seiten wurde zugeſichert, weitere Internierun- 
gen nicht mehr, vorzunehmen. Der Vertrag, durch den die Seindjelig- 
keiten eingeſtellt werden ſollten, wurde durch die deutſchen und pol- 
niſchen Bevollmächtigten unterſchriftlich vollzogen. 

Aus der von Leutnant Nelke vorgelegten Erklärung ergab ſich, 
daß die Schneidemühler Militärbehörden ihre Zuftimmung zu dem Ver- 
trage verſagen würden. Schon am 12. Jauuar hob der Abſchnitts⸗ 
kommandeur, Major von Plewe, die getroffenen Vereinbarungen auf 
und erließ folgenden Befehl: Alle polnischen Truppen ſind aus Tzarni— 
kau zurückzuziehen, die polniſchen Sivilbeamten zu entfernen. Alle Waf- 
fen find abzugeben, einfchließlich der Waffen der polniſchen Bürger- 
wehr. Die Bekanntmachung der Verhängung des Belagerungs- 
zuſtandes ift in der Stadt in 500 Exemplaren anzubringen und dafür zu 
ſorgen, daß die in der Bekanntmachung enthaltenen Beſtimmungen 
durchgeführt werden. Für Verhandlungen ift hinfort der Garniſon- 
älteſte Schneidemühls, dem der Kreis Cjarnikau militärisch unterſteht, 
zuſtändig. Die in Czarnikau feſtgenommenen 37 Sivilgefangenen Jind 
unverzüglich in Freiheit zu jetzen. Erſt dann werden 37 polniſche Ge- 
jangene freigelajfen werden. Divfer Befehl blieb illuſoriſch, da keine 
Machtmittel zur Verfügung ſtanden, die Anordnungen durchzuführen. 

Nach dieſen Ereignifjen begann der langwierige Wachtdienſt an 
der Netze, der an die beteiligten Bürgerwehren erhebliche Anforde- 
rungen stellte. Der „Friedensvertrag“ wurde auch von beiden Seiten 
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kaum eruſt genommen, denn Schon nach wenigen ‘Tagen begannen die 
Polen erneut mit den Seindjeligkeiten. Gemäß den Abmachungen 
wurden am 12. Januar acht polniſche Kriegsgefangene, die in Schön 
lanke interniert waren, an die Netzebrücke gebracht und entlaffen.. All⸗ 
mählich erfolgte auch eine ſtraffere Organifation des Grenſſchutzes. 
Das Generalkommando teilte am 14. Januar mit, daß vom Garniſon— 
kommando Schneidemühl ein Stabsoffiſier mit Adjutanten für die 
Bürgerwehr abgeſandt werden würde, die ſich aber verpflichten müſſe, 
den Offizier als Vorgeſetzten anzuerkennen und ſeinen Befehlen zu 
gehorchen. Die vorhandenen militärſſchen Stellen und auch das Demo- 
bilmachungskommando wurden angewieſen, die freiwilligen Selbſtſchutz— 
formationen durch Abgabe von Material, Gewehren, Mafchinen- 
gewehren und Geſchützen mit Munition zu unterſtützen. Das Fehlen 
von Artillerie hatte ſich in den Kämpfen um Czarnikau ſehr ſtörend 
fühlbar gemacht. Am 10. Januar trafen in Schönfanke die erſten Ge- 
ſchütze ein. Von Mitte Januar ab fette dann an der geſamten Netze 
front eine erhöhte Gefechtstätigkeit ein. Die Bürgerwehren wurden 
durch freiwillige Cruppenkörper verſtärkt, die ſogar an den beſonders 
bedrängten Stellen die Hauptarbeit übernahmen. Nicht alle Selbit- 
ſchutzkämpfer trieb die Liebe zur Heimat an die Front. Häufig 
wurden Klagen über zu lockere Diſſiplin laut. Die nach und nach 
aufgeſtellten Hrenzſchutzbatterien fanden bei der Abwehr der poinifchen 
Angriffe gule Verwendung. Vorteilhaft fiel hierbei ins Gewicht, daß 
den Polen jede Artillerie fehlte. Bei Uſchhauland ſtand eine aus 
drei Geſchützen beſtehende Batterie, die die Höhen von Miroslaw 
lebhaft beſchoß. So wurden an einem Vormittage mehr als hundert 
Granaten hinübergeſandt, die unter den polniſchen Inſurgenten große 
Verheerungen aurichtete. Hier fand auch das einzige Geſchütz Auf- 
ftellung, das den Pelen bei Wiſſek abgenommen war. Der 12. und 
13. Januar waren Tage mit erhöhter Alarmbereitſchaft. Die Polen 
versuchten mit zäher Ausdauer Behle zu ſtürmen. Es gelang ihnen 
auch, den Übergang bei Nadoliner-Kalkofen zu erzwingen. Aus der 
Umgegend wurden Freiwillige nach Behle beordert. Ein Befehl des 
Schönlanker Kommandeurs an die Bürgerwehr Saskerhütte beſagte, 
daß erhöhte Alarmbereitſchaft geboten ſei und 20 Maiın zur Ver⸗ 
jtärkung ſofort nach Behle abrücken müßten. Auch die geſamte 
Schönlanker Wehr wurde unter die Waffen gerufen. In. Behle 
hatten die beiden Schönlanker Geſchütze unter Leutnant Pax Auf- 
Stellung gefunden, die das jenſeitige Walkowitz beſchoſſen. In den 
folgenden Tagen gelang es auch den Inſurgenten, bis dicht an Behle 
herauzukommen und eine Seldſcheune zu beſetzen. Nach hartem Kampfe 
wurden fie aber unter erheblichen Verlusten zurückgedrängt. Auf 
deutſcher Seite waren ein Toter und mehrere Verwundete zu ver- 
zeichnen. Der Umſtand, daß von polnischer Seite verſucht wurde, eine 
Seldwache zu beſtechen, Maſchinengewehre herauszugeben, läßt darauf 
schließen, daß es bei den Gegnern an Waffen und Munition ſehr 
mangelte. . 
Juzwiſchen waren auch die Polen mit der inneren Organifation des 
Aufſtandsgebietes ſehr beſchäftigt. Die Naczellna Roda Ludowa in 
Polen erließ in den Tageszeitungen des Regierungsbezirks Bromberg 
Anzeigen, die die Gründung eines Haupternährungsamtes mit dem 
Sitze in Poſen und einer Reihe ihm nachgeordneter Amter mitteilte. 
Der Regierungspräſident erließ unter dem 17. Jauuar eine Bekannt- 
machung, nach der die N. N. L. keine Amtsſtelle ſei, die berechtigt 
wäre, Anordnungen zu erlaſſen. Ebenſowenig fei das angebliche Haupt- 
ernährungsamt von dem Reichsernährungsamt eingeſetzt oder au- 
erkannt. Den Anordnungen, die dieſe Amter erließen, fehle daher 
jede Nechtsverbindlichkeit; alle Funktiouen in Ernährungsangelegen⸗ 
heiten des Regierungsbezirks Bromberg übe vorläufig das Regierungs- 
präjidium ſelbſt aus. Am 20. Januar erfolgte ein Wechſel in der 
militäriſchen Leitung. Oberſt von Thaer übernahm den Befehl über 
den Grenzſchutzabſchnitt Schneidemühl. Kommandeur des Unterab— 
ſchnittes Schönlanke mit der eigentlichen Netzefront wurde Major 
von Loſſow. Hauptmann Rubach befehligte den Selbſtſchutz im Unter- 
abschnitt Filehne. Die Abgrenzung zwiſchen den Abſchnitten Silehne 
und Schönlauke bildete die Linie Skraduhner See, Stieglitz, Putzig, 
Großer See bei Krutſchhauland; die geuannten Orte gehörten zum Ab— 
ſchuitt Schönlanke. Rege Sefechtstätigkeit ſetzte dann im Fobruar ein. 
Bürgerwehren der Netzefront unternahmen im Verein mit zwei re- 
gulären Kompagnien einen Vorstoß auf Nomanshof und Walkowitz am 
jenſeitigen Noteufer. Das Unternehmen gelang zunächft mit Hilfe von 
Fernkampfwaffen. Walkowitz und Romanshof konnten beſetzt werden. 
Der Übergang über die Netze war bei Radolin erfolgt, von wo aus 
auch die Munition herübergeſchafft wurde. Da bei der Länge der 
neuen vorgeſchobenen Frout und auch den zu erwartenden Gegen- 
angriffen der Polen die Lage kritiſch wurde, wurden Bürgerwehren 
der weiler rückwärts gelegenen Orte angefordert. Der Segenangriff 
der Polen mit bedeutenden Truppeukörpern hatte Erfolg: der Rückzug 
mußte deutſcherſeits angetreten werden. Dieſer Vorſtoß kojtete hüben 
und drüben erhebliche Opfer. Mit größter Sähigkeit war gekämpft 
worden. Die Sahl der auf deutſcher Seite Gefallenen betrug etwa 20; 
die Verluſte auf gegneriſcher Seite waren größer. Außer regulären 
Truppenkörpern hatten Sreiwillige aus Sophienberg, Hammer, Putzig⸗ 
hauland, Floth, Nadolin, Thereſia, Behle, Schönlanke, Carolina, Neu- 
dorf, Nunau und Stieglitz an den Kämpfen teilgenommen. Nach 
dieſem mißglückten Unternehmen mußte man mit weiteren Angriffen 
der Polen rechnen. Ihre Angriffsluſt war auch erſichtlich. Mitte 
Sebruar war die Orgauiſation des aufſtändiſchen Teiles der Provinz 
Poſen fo weit gediehen, daß die Polen ſtarke Kräfte mit zum Teil guter 
Bewaffnung ins Feld führen konnten. Ende Februar wurde dann die 
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Netze als Demarkationslinie erklärt und die Seindfeligkeiten ein- 
geftellt. In der gleichen Zeit wurden auch auf deutſcher Seite die 
Bürgerwehren ausgebaut. Die Stadt Schönlanke erließ am 18. Februar 
ein Ortsſtatut betreffend die Einrichtung einer Bürgerwehr, die den 
Sweck haben ſollte, Diebjtehl, Raub und Plünderung zu verhüten und 
die polizeiliche Tätigkeit zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit auszuüben. Sur Dienſtleiſtung war jeder 
männliche Einwohner von 22 bis 60 Jahren verpflichtet. Von der 
Dienſtleiſtung befreit waren Beamte der Verkehrsanſtalten ſowie 
Arzte, Apotheker und ähnliche Perſonen. Die Stadtverordneten 
verſammlung genehmigte das Statut. Die Stadt wurde auch tags 
und nachts ſtreng bewacht. Swei ständige Wachen wurden eingerichtet, 
bei denen nachts je 31, am Tage je 21 Mann waren. Am Tage waren 
von jeder Wache je zwei Patrouillen unterwegs; nachts wurden die 
Patrouillen verſtärkt. 

Auch im Unterabſchnitt Silehne wurden verſchiedene Vorſtöße 
unternommen, die aber infolge der nicht einheitlichen Leitung wenig 
glücklich verliefen. Die Unterführer gingen ſelbſtändig vor, wobei 
ihre Truppen auf ſtarke feindliche Kräfte ſtießen und ſchwere Verluſte 
erlitten. Im Sommer 199 wurden dann die Bürgerwehren, die der 
Heimat in ſchwerer Seit güte Dienſte erwieſen hatten, aufgelöſt, nach 
dem ſie manche Wandlung durchgemacht hatten. Der Kampf wurde 
jetzt nur noch durch Worte und durch Proteſte geführt. Das von den 
Polen einmal mit Waffengewalt im Beſitz genommene Land ver- 
blieb ihnen auch nach dem Friedensvertrage. 


Vereinbarungen. 

Verhandelt am Netzedamm vor Czarnikau, den 11. Januar 1919. 
„Swecks Abſchluſſes einer endgültigen Vereinbarung zur Herbei⸗ 
führung geordneter und friedlicher Verhältniſſe im Kreiſe Czarnikau 
hatten ſich hier heute eingefunden: 

J. für die polniſchen Streitkräfte im Kreiſe Czarnikau 

a) Herr Leutnant Sdzislaw von Orlowſki aus Schrimm, 
b) Herr Le atnant Chaddeus von Pakin)ki aus Pruſinowo; 


. für die deutſchen Streitkräfte im Kreiſe Czarnikau und als be- 
vollmächtigter Vertreter des Garniſonkommandos Schneidemühl 
Herr Hauptmann Karl Moldenhauer aus Schönlanke; 

. für den polniſchen Volksrat in Czarnikau 
a) Herr Nittergutsbeſitzer Boleslaw von Paliſzewſkei aus Gembitz, 
b) Herr Rechtskandidat Wladislav von Laſzewſki aus Czarnikau; 

. für den deutſchen Volksrat Czarnikau 
a) Herr Rechtsanwalt Büge aus Czarnikau, 

Y) Herr Graf Wilhelm von Hochberg-Krutſch; 

. für den deutſchen Vollksrat Schönlanke 
Herr Direktor Dr. Otto Schönbeck-Schönlanke; 

. für die Stadt Schönlanke 
a) Herr kommiſſ. Bürgermeiſter Max Afcher aus Schönlanke, 

b) Herr Baugewerksmeiſter und Ratsherr Suſtab Heeſe aus“ 
Schönlanke, 

c) Herr Drechjler Otto Neumann aus Schönlanke als Vertreter 
der dortigen Arbeiterſchaft. 

Die Legitimationen der erſchienenen Herren wurden ehrenwörtlich 

verſichert und allſeitig anerkannt. 

Sür die Seit bis zur endgültigen Entſcheidung über die Staats- 
zugehörigkeit des Kreiſes Czarnikau oder einzelner Teile des Kreiſes 
Czarnikau, welche durch die zuſtändigen Staatsgewalten zu treffen iſt, 
wird folgendes vereinbart: 

J. Die gegenfeitigen Seindfeligkeiten im Kreiſe Czarnikau werden 
ſofort eingestellt. Die beiderſeitigen Truppenkörper jind unverzüglich 
aus dem Kreiſe zu entfernen. Auf deutſcher Seite iſt mit den Truppen 
jüdlich der Netze zu beginnen. Die Durchführung des Abtransportes 
ſoll am Dienstag, dem 14. Januar 1919, durch eine gemiſchte Kom- 
miſſiou, beſtehend aus je zwei deutſchen und polniſchen Militärs, nach— 
geprüft werden. 

Es Joll von beiden Seiten darauf hingewirkt werden, daß neue 
reguläre Cruppenkörper im Kreiſe Czarnikau nicht aufgeſtellt werden, 
ſollte dies dennoch geſchehen, jo verpflichten ſich die oberſten Militär- 
behörden in Czarnikau und Schönlanke und die Kommandeure der 
0 Bürgerwehren, Jich gegenſeitig hiervon unverzüglich Nachricht 
zu geben. 

2. Sur Herbeiführung und Aufrechterhaltung der Sicherheit ſollen 

Bürgerwehren für den Bezirk Czarnikau und für den Bezirk Schön— 
lanke aufgeſtellt werden. Die Grenze beider Bezirke wird durch die 
Netze gebildet. Beide Bürgerwehren ſollen die Höchſtzahlen von je 
Joo Mann nicht üderſchreiten. Bei beabſichtigter Erhöhung oder 
Herabſetzung des Beſtaudes iſt gegenseitig Nachricht zu geben. Beide 
Bürgerwehren ſollen möglichſt konform tätig ſein. 
Die Bürgerwehr in Czarnikau ſoll aus Polen, die in Schönlanke 
aus Deutſchen beſtehen. Der Kommandant der Czarnikauer Bürger- 
wehr hat bei allen wichtigeren Entſcheidungen eine deutſche Ver⸗ 
trauensperfon hinzufiehen, welche von deu beiderſeitigen Volksräten 
in Czarnikau zu beſtellen iſt. Es ſoll angeſtrebt werden, daß die Be⸗ 
ſoldungsfrage durch den Kreis geregelt wird. 

3. Alle Sivilperſonen ſind verpflichtet, ihre Waffen an den zu- 
ftändigen Kommandanten der Bürgerwehr abzuliefern. Dieſer be- 
ſtimmt, welchen Perſonen ausnahmsweise die Waffen zu belaſſen find. 
Für die Dauer von ſechs Wochen von heute ab ſollen Ausnahmen nur 
in dringenden Fällen zugelaſſen werden, insbefondere zu Forſtſchutz⸗ 
wecken und für die Beamten des öffentlichen Sicherheitsdienſtes 
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4. Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen ſind ſofort gegenseitig zu- 
rückjugeben, und zwar ohne Nückſicht auf die Sahlen. Ob Kriegs- 
oder Sidilgefangenſchaft vorliegt, entſcheidet in Sweifelsfällen eine 
KRommillion, die aus je zwei deutſchen und polnischen Offizieren, je 
zwei Gemeinen und je einem Jurilten fich zuſammenſetzt und am Nlontag, 
dem 13. Januar 1999 im Kreisſtändefaal, nachmittag 3 Uhr, zuſammen- 
tritt. Die Rommillionsmitglieder werden durch die beiderjeitigen 
Volksräte ernannt. 

Dieſe Kommiſſion ſtellt auch ruverzüglich Ermittlungen darüber an, 
ob gegen die internierten Givilgefangenen begründeter Verdacht einer 
strafbaren Handlung beſteht. Stellt ſich heraus, daß ein ſolcher Ver⸗ 
dacht nicht beſteht, Jo Jind die betreffenden Sidilgefangenen Jofort 
freijulaſſen. Binnen zwei Wochen treten die heute Erſchienenen er- 
neut zufammen, um über die weitere Behandlung der verdächtigen 
Bivilgefangenen zu beſchließen. . 

Die Berhandlungen der Unterſuchungskommiſſion werden durch 
einen Juriſten geleitet unter Vorſitz eines Offiſiers. Bei der Ab- 
ſtimmung gibt der Vorſitzende den Ausschlag. Den Vorſitz führt ab- 
wechſelnd ein deutſcher und ein polnischer Offizier. Die Zivilgefangenen 
dürfen während der Haft mit Nahrungsmitteln und Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs durch Schweſtern verſorgt werden, denen freies 
Geleit hin und zurück zugeſichert wird. 

Hinſichtlich der im Rathauſe zu Czarnikau gefangenen ſechs Peute 
bleibt die unter Hinzuziehung des Herrn Vinzent von Laszewjki, des 
Hujaren Bielejewfki und des Rechtsanwalts Büge getroffene ehren- 
wörtliche Vereinbarung beſtehen. Dieſe Vereinbarung lautete dahin, 
daß die nicht in Czarnikau wohnhaften Gefangenen (drei) ſofort frei- 
zulaſſen ſeien, während die übrigen bis zur Regelung der ſtaatlichen 
Verhältniſſe in der Prooinz Poſen zu internieren und anſtändig zu 
behandeln ſeien. 

Sum Punkt 4 wird von dem anweſenden Herrn Leutnant Nelke 
ein Schriftſtück überreicht, das folgenden Inhalt hat: 

Schneidemühl, den 7. Januar 1919. 
Ausweis: 

Der Leutnant Karl Nelke, Czarnikau, hat vom Garniſonkommando 
den Befehl, den Ort Czarnikau von den Polen zu befreien und deutſche 
Behörden einzuſetzen. 

Sür die Richtigkeit 


gez. Unterſchrift, Major. Siegel. 


FR 


Die beiderfeitigen Vertreter nehmen von dieſer Erklärung Kenntnis 
und verpflichten ſich, von r zur Aufklärung der Bevölkerung weiteſt- 
gehenden Gebrauch zu machen. 


5. Die Verkreter der Stadt Schönlanke erheben gegen die Ve- 
jetzung der Kreisbehörden durch polnische Organe Proteſt. 


Der amtliche Verkehr mit dem Landratsamt ſoll aufrechterhalten 
werden, ebenſo möglichſt der wirtſchaftliche Verkehr. Weitere be- 
ſtimmte Vorſchläge werden binnen einer Woche gemacht. 

6. Die durch die Unternehmung gegen Cjarnikau an öffentlichen 
Gebäuden und Einrichtungen entſtandenen Schäden und die Schäden 
der Kreiseingeſeſſenen, Hinterbliebenen der Gefangenen ſollen bis jur 
entgültigen Regelung durch die berufenen ſtaatlichen Gewalten ſofort 
nach billigen Grundlätzen durch eine beſondere Kommiſſion feltgejetst 
und dem Kreiſe zur Verauslagung empfohlen werden. Die Zufammen- 
letzung der Kommillion erfolgt durch die beiderjeitigen Volksräte. 
In derſelben Art ſollen auch, wenn es die Billigkeit erfordert, die 
entſtandenen Sachſchäden von Privatperſonen einſtweilen erſetzt werden. 


7. Der von den polniſchen Behörden verkündete Belagerungszu- 
Stand wird binnen 48 Stunden aufgehoben; es bleibt jedoch den Kom- 
mandanten der Bürgerwehr überlaffen, die zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit nach Lage der Sache erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


8. Die deutſche Kreisbevölkeruug wird bei der Ausübung ihres 
Wahlrechts zur deutſchen und preußiſchen Nationalverſammlung durch 
die polniſchen Organe in keiner Weiſe beeinträchtigt werden. 


9. Es wird ausdrücklich von beiden Seiten zugeſichert, daß weitere 
Onternierungen jeglicher Art unter keinen Umſtänden erfolgen werden. 


10. Die Herren von Orlowjki und Moldenhauer verpflichten ſich 
für ihre Streitkräfte, die Namen aller gemachten Gefangenen, getrennt 
nach Kriegs- und Sivilgefangenen, der gebildeten UnterJuchungs- 
kommiffion zu Händen des Rechtsanwalts Büge bis Montag, den 
13. Januar 1919 früh mitzuteilen. 


Vorgeleſen Genehmigt Unterſchrieben 
gez. v. Orlowjki, v. Lakinſki, Moldenhauer 
gez. Boleslaus v. Paliszemfki, W. v. Laszewjki, Büge, 
gez. v. Hochberg-Krutſch, Dr. Schönbeck; 
gez. Aſcher, ©. Heeſe, Otto Neumann. 


Preußens friedliche Eroberungen im 19. Jahrhundert. 
Von A. Stru kat. 


Wenig bekannt ijt, daß der preußiſche Staat ſeinen Flächenraum 
nicht allein durch die bekannten großen Kriege des vorigen Jahr- 
hunderts, ſondern auch auf friedlichem Wege vergrößert hat. Die 
Landerwerbungen bis 1815 jtanden mehr oder weniger unter dem 
Druck kriegeriſcher Ereigniſſe, diejenigen der nächſten fünfzig Jahre 
geſchahen in friedlicher Weiſe und Jind deshalb mehr unbeachtet 
geblieben. 

Im Jahre 1815 umfaßte das Königreich Preußen einen Flächen 
raum von 965,6 Quadratmeilen mit 10295 009 Einwohnern; hierzu 
kamen die beiden in der Schweiz liegen §ürſtentümer Neuenburg und 
Valengin mit 13,9 Quadratmeilen und 51 000 Einwohnern. 

Der zweite Pariſer Friede vom 20. November 1815 und einige 
Sonderverträge, Jo vom 8. September 1816 und 21. Mai 1819 mit dem 
Großherzog von Mecklenburg-Strelitz, in den Jahren 1816 und 1817 
mit dem Grafen von Pappenheim, vom 30. Juni 1816 mit dem Groß 
herjog von Heſſen-Darmſtadt, vom 15. und 19. Juni 1816 mit den 
Sürjten von Schwarzburg-Sondershauſen und Schwarzburg-Nudolſtadt, 
ferner die Grenz- und Ausgleichsverträge mit den Niederlanden, mit 
Rußland für das Königreich Polen und dem Königreich Sachſen in 
den Jahren 1816, 1817 und 1819 ergaben zujammen nur eine Ver- 
größerung des Staatsgebietes um 52,5 Quadratmeilen mit 116000 Ein- 
wohnern, wobei beſonders eine Abrundung der Rheinprovinz im Mofel- 
und Saargebiet erfolgte. Dieſe Vergrößerung ſeines Flächenraumes 
hatte dem preußiſchen Staate an Geldentſchädigungen mehr als 
2 500 ooo Taler gekoſtet. 

In den folgenden 17 Jahren bis 1834 hatte ſich die Bevölkerung 
wohl auf 13310 ooo Köpfe vergrößert, aber ohne daß man Grenzver- 
ſchiebungen; ganz gleich welcher Art, vorgenommen hatte, war der 
Slächeninhall des Staates nach den genauen amtlichen Berechnungen 
auf 5062,5 Quadratmeilen angegeben, alſo 47,9 Quadratmeilen größer 
als im Jahre 1897. Dieſen anſcheinenden Zuwachs verdankte man 
aber allein den ſorgfältigen topographiſchen Aufnahmen, die hinterher 
ausgeführt wurden und in den aus den verſchiedenſten Teilen ge- 
bildeten Negierungsbezirken in Suchfen und am Bhein allein 56,5 Qua- 
dratmeilen lieferten; von dem Neſt kam der größte Teil, etwa 9,5 Qua- 
dratmeilen, auf Olt- und Weſtpreußen. 

Durch den Vertrag vom 31. Mai 1834 erwarb der preußiſche Staat 
von dem Herzog von Sachſen-Coburg-Gotha das ihm nach dem Wiener 
Kongreſſe und der libereinkunft mit Preußen vom 9. September 1816 
im früheren franzöſiſchen Saardepartement zugeteilte, alſo nun von der 
preußiſchen Nheinprovin; eingeſchloſſene Fürſleutum Lichtenberg mit 
105 Quadratmeilen und 35 250 Einwohnern. Die Kaufſumme betrug 
80000 Taler, man gab dafür einige preußiſche Domänen ab und 
zahlte den Reſt in bar an das herjoglich Sachſen-Koburger Haus. 


Nach der Beſitznahme durch die preußiſche Regierung am 22. Sep- 
tember 1854 bildete ſie daraus den Kreis St. Wendel. Der frühere 
Beſitzer hatte mit dem Tauſch ein gutes Geſchäft gemacht, aber auch 
die preußiſche Regierung, welche ſchon damals die Enklaven nach 
Möglichkeit beſeitigen wollte, war zufrieden. Der preußiſche Staat 
hatte am Schluſſe des Jahres 1834 einen Geſamtflächeninhalt von 
5075 Quadratmeilen und eine Bevölkerung von 1359500 Ein- 
wobnern. g 

Swiſchen Hannover und Preußen wurde am 25. November 1837 
ein Cauſchverkrag geſchloſſen, nach welchem ſechs bisher gemeinſam 
verwaltete Dörfer in preußiſchen Beſitz übergingen. Ein ähnlicher 
am 17. Mai 1850 mit dem Fürſten von Lippe-Detmold abgeſchloſſeuer 
Vertrag betraf die Stadt Pippfpringe, welche nach Aufgabe der han- 
neverfchen Nechte vollſtändig an Preußen fiel. 

Wichtiger war der am 7. Dezember 1849 gejchlojfene und am 
12. März des folgenden Jahres genehmigte Vertrag mit den beiden 
Fürſten von Hohenzollern-Sigmaringen und Hohenfollern-Hechingen, 
nach welchem deren Länder an den preußischen Staat fielen, und zwar 
Sigmaringen mit 15,8 Quadratmeilen und 47 700 Einwohnern, Hechingen 
mit 5,8 Quadratmeilen und 21 150 Einwohnern. Die Verträge, ab- 
gedruckt in der Preußischen Heſetzſammlung von 1850 Nr. 21 und im 
Preußiſchen Staatsanzeiger vom 8. April 1850 Nr. 108, beſtimmen, 
daß die beiden Fürſten nach Abtretung aller landesherrlichen Rechte 
an den preußiſchen Staat Geldrenten erhalten, und zwar der Hechinger 
jährlich Jo doo Caler auf Lebenszeit und die Hälfte davon nach ſeinem 
Tode als lebenslängliche jährliche Rente an den nächſten Erben, der 
Sigmaringer 25000 Taler in derſelben Weiſe; hier Jollte aber die 
ganze Rente an die Nachfolger jährlich weitergezahlt werden. Dieſe 
Erwerbung gewann bejondere Bedeutung dadurch, daß die Stam 
lande der regierenden Königsfamilie in den Beſitz des preußiſchen 
Staates kamen, Dieſer hatte am Schluſſe des Jahres 1849 nach den 
amtlichen Berichten einen Slächeninhalt von 51042 Quadratmeilen 
und eine Einwohnerzahl von 16 351 187 Seelen, im Jahre 1854 hatte 
man durch genauere topographiſche Meſſungen 9,9 Quad ratmeilen mehr 
feſtgeſtellt, als man vorher angenommen hatte. 

Als letzte der friedlichen Erweiterungen des preußiſchen Staates 
kann man die Erwerbung der 59 Hektar großen önſel Helgoland an- 
ſehen, die vorher in engliſchem Befitz war. Für dieſe Infel trat das 
Deulſche Reich im Jahre 18% an England die Schutzherrſchaft über 
die beiden an der früheren Deutfch-Oftafrikanifchen Küſte gelegenen 
Infeln Sanſibar (1660 Quadratkilometer, 114000 Einwohner) und 
Pemba (989 Quadratkilomeler, 85000 Einwohner) ab, und im Jahre 
1892 ging die Infel aus- dem Beſitz des Deutſchen Reiches in den 
des preußiſchen Staates über. 
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Deutſchlands Antwort auf die Polenbund⸗Beſchwerde. 


2 %%% %%% 
Dem Völkerbundsrat liegt ſeit Dezember 1931 eine Be- 
ſchwerde des Polenbundes, Teilverband I in Oppeln, 


vor, die auf Grund des Art. 147 des Genfer Oberfchlefien-Abkom- 
mens von 1922 über die angebliche Bedrückung der polniſchen Minder- 
heit durch die deutſchen Behörden Klage führt. In der Beſchwerde 
werden Beſchuldigungen mannigfacher Art gegen 
die preußiſche Verwaltung auf ſchulpolitiſchem, 
wirtſchaftlichem und politiſchem Gebiet erhoben, 
zumeijt in ſehr allgemeiner Form ohne Vorbringen tatfächlicher Be⸗ 
lege, aber auch unter Anführung von Einzelfällen, die zum größten 
Teil bereits Jahre zurückliegen und längft geregelt ſind. Das Eigen- 
artigſte an der Beſchwerde iſt, daß ſie ſich nicht auf Vorgänge in 
Deutſch-Oberſchleſien beſchränkt, das den Beſtimmungen des Genfer 
Abkommens unterſtellt iſt, ſondern darüber hinaus die Lage 
der polniſchen Minderheit in den anderen Lau- 
desteilen Preußens — in der Provinz Grenzmark Pofen- 
Weſtpreußen, in Oftpreußen, Weſtfalen und Berlin — bemängelt, 
für die Deutſchland minderheiten rechtliche Ver- 
pflichtungen internationaler Art überhaupt nie- 
mals übernommen hat. 

Die jetzt in Genf überreichte, vom Staatsjekretär von Bülow ge- 
zeichnete Antwort der Reichsregierung legt in ihrem 
erſten Teil in ſcharfer Form formelle RNechtsverwahrung 
gegen den Verſuch des Polenbundes ein, Vor- 
Kommmniſſe außerhalb Oberſchleſiens zum Gegen- 
tand einer Klage beim Völkerbund ju machen. 
Trotzdem wird in der deutſchen Note zu informatoriſchen Swecken, um 
die Unrichtigkeit der polniſchen Behauptungen darzutun und die 
einwandfrei liberale Minderheitenpolitik im ganzen preußiſchen 
Staatsgebiet zu beweiſen, auch auf die Lage der polniſchſprechenden 
Bevölkerung in den übrigen preußiſchen Provinzen eingegangen, mit 
dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß hierin kein Präzedenz⸗ 
fall erblickt werden darf, der etwa für die Zukunft eine Juſtändig- 
keit des Bölkerbundsrates für innerdeutſche Winderheitenfragen 
außerhalb Oberſchleſiens begründen könnte. 

Im zweiten Teil der deutſchen Antwortnote wird zu den Beſchul- 
digungen der poluiſchen Beſchwerde im einzelnen ausführlich Stellung 
genommen. An Hand eines reichhaltigen Beweismaterials wird nach- 
gewieſen, daß die Behauptungen des Polenbundes über eine feindliche 
Einjtellung der deutſchen Behörden und der deutſchen Bevölkerung 
gegenüber der Minderheit nicht auf Wahrheit beruhen. Was ins- 
befondere das Schulweſen anbelangt, fo wird betont, daß die 
zahlenmäßig relativ ſchwache Entwicklung des polnischen Minderheits- 
jchulwefens in Preußen auf die Tatſache zurückzuführen iſt, daß auch 
dem polniſchen Volkstum angehörende Eltern ohne jede Beein- 
fluſſung aus praktiſchen Gründen der deutſchen Schule den, Vorzug 
geben. In Deutſch-Oberſchleſien bejteben neben privaten Schulen 49 
öffentliche Schulen, von denen jedoch 24 zurzeit außer Betrieb ſind, da 
jeit langem keine Kinder mehr zu Befuch angemeldet werden. Jin 
übrigen Preußen bietet die Verordnung über das Minderheitsjchul- 


weſen von 1928 der polniſchen Bevölkerung die Möglichkeit, ihre 
Kinder allein nach Maßgabe des Willens der Erziehungsberechtigten 
hundertprozentig in polniſche Schulen zu ſchicken. 

Der Behauptung der Beſchwerde über eine angebliche Be- 
binderung der freien Willenskundgebung bei 
den Parlam entswahlen wird die Catſache entgegengeitellt, 
daß von der Polniſchen Volkspartei bei keiner der vielen Reichs und 
Landtagswahlen der letzten zehn Jahre jemals Wahlproteſt eingelegt 
worden iſt. Ebenfo werden nachdrücklich zurückgewieſen die Beſchul⸗ 
digungen hinſichtlich angeblich erzwungener Umbenennung pol- 
niſcher Ortsnamen in Oftdeutfhland, hinſichtlich des 
Gebrauchs der polniſchen Sprache bei Gerichts- 
verhandlungen, hinſichtſich angeblicher Beeinträh- 
tigung des religiöſen Lebens der Minder 
heit und beſonders ausführlich auch die Klagen über angebliche 
Behinderung ihres Wirtſchaftslebens. 

. Die deutſche Note bejchränkt ſich jedoch nicht auf eine ausſchließ⸗ 
liche Widerlegung der polniſchen Beſchwerdepunkte, ſondern ſie geht 
auch ausführlich auf die Urfachen ein, die tatſächlich die beklagens- 
werte Spannung zwiſchen der polniſchen Minderheit und der deutſchen 
Bevölkerung in den Oſtprovinzeu veranlaßt haben. Es wird auf die 
Propaganda des großpolniſchen Gedankens in 
den Grenfbefirken und auf die Wühlarbeit der polnischen 
Minderbeitsführer hingewieſen, die auf die künſtliche Er- 
Ichaffung einer Minderheit inmitten der deutſchen Bevölkerung aus- 
geht. Beſonders rufen die durch umfangreiches Mate» 
rial belegten jkrupellofen Methoden der Schul- 
werbung durch herumreifende Minderheitsagitatoren und politi- 
ſierende Schullehrer, die durch Juſicherung wirtſchaftlicher Vorteile 
die Eltern zur Anmeldung ihrer Kinder bei polniſchen Schulen zu be- 
wegen ſuchen, bei der deutſchen Mehrheit immer wieder Beunruhigung 
und Erbitterung hervor. Dieſes Verhalten der polniſchen Minderheit 
und ihrer Führer erklärt die tiefgehende Erregung der Bevölkerung, 
wie auch dieſe übertriebene Agitation zu den ſchweren Störungen der 
öffentlichen Ordnung geführt hat, die z. B. bei dem Swiſchenfall in 
Jedwabno (Oſtpreußen) im Dezember v. J. zu verzeichnen geweſen find. 

Die Neichsregierung ſieht ſich ferner zu der Seſtſtellung veranlaßt, 
daß die Slloyalität der polniſchen Minderheiten- 
organiſationen durch Verauſtaltungen jenſeits der deutſch- 
polniſchen Grenze genährt wird, wo in ſog. „Ausbildungskurſen“ den 
aus Deutſchland eintreffenden polnischen Minderheitsangehörigen 
irredentiſtiſche Cendenzen eingeimpft werden. Ein als Anlage beige- 
jügter Bericht des berpräſidenten der Provinz 
Oberſchleſſen gibt ein erſchreckendes Bild von dem Umfang 
dieſer gefährlichen Machenſchaften. Die Denkjchrift ſchließt mit dem 
Hinweis, daß niemand wärmer als die deutſche Regierung eine har 
moniſche Sujammenarbeit der verſchiedenen Bevölkerungsgruppen im 
Deutſchen Reich begrüßen würde, daß aber die notwendige Voraus- 
ſetzung hierfür eine innere Umſtellung und eine pojitive Eingliederung 
der Polen ins deutſche Staatsleben ſei. 


Boſſere Jugnerbindung für den Olfen im Sommeriahrylan. 


Zu der unter dieſer Überſchrift in Nr. 14 veröffentlichten (aus der 
„Vols. Stg.“ entnommenen) Notiz erhalten wir aus Danzig folgende 
Guſchrift: 

„Die Notiz von der Beſſerung der Sugverbindung nach dem Olten 
eutſpricht leider, ſoweit es ſich um eine neue Durchgaugsverbindung 
Oſtdeutſchland (Königsberg) — Berlin — Weſtdeutſchland (Diiſſeldorf) 
handelt, nicht den Catſachen. Richtig iſt wohl, daß der aus der 
Richtung Stettin in Berlin, Stettiner Bahnhof, eintreffende D 20 im 
Sommerfahrplan um 15.52 Uhr in Berlin eintreffen wird, und daß Jo 
der Anſchluß ju dem um 16.20 Uhr vom Potsdamer Bahnhof ab- 
jahrenden D 40, Berlin — Magdeburg — Hannover — Dortmund —Eſſen, 
(—Düſſeldorß), ſichergeſtellt iſt. Aber der erſtere Zug iſt mit dem D 24, 
Königsberg Danzig Berlin, verwechſelt worden, der um 9.04 Uhr 
von Königsberg abfährt, jedoch erſt um 21.2 Uhr in Berlin, 
Stettiner Bahnhof, eintrifft. Der nachmittags in Berlin eintreffende 
Sug beginnt erſt in Stolp, bisher allerdings in Lauenburg, er 
wurde Kürzlich aus Erfparnisgründen nach Stolp als Ausgangs- und 
Endſtation jurückverlegt. 

Aus Königsberg kaun man über Cag früheſtens mit dem von 
Königsberg um 9.50 Uhr abfahrenden D 2 über Schneidemühl um 
19.20 Uhr in Berlin, W eintreffen. Zu dieſer Seit 
iſt natürlich kein Tagesanſcheuß zum Weſten zu erreichen, ſondern der 
betreffende Neiſende muß auf die Nachtzüge, die zwiſchen 21 und 
25 Uhr abfahren, warten. 

Die Angaben für die Gegenrichtung ſind auch inſoweit richtigzu- 
ſtellen, als abgeſehen von dem Umwege nach Königsberg über Stettin 
5-4 Stunden Seitverluſt), ſchon heute über Schneidemühl eine Tages- 
verbindung von Efjen und Dortmund nach Königsberg beſteht. Man 
fährt von Effen um 6 Uhr ab, trifft mit D 39 um 14.35 Uhr in Berlin, 
Potsdamer Bahnhof, ein, fährt um 14.55 Uhr von der Friedrichſtraße 
weiter und trifft noch um 23.17 Uhr in Königsberg ein. 

Hierbei kann einmal grundſätzlich die Frage einer durch gehenden 
Verbindung, alſo ohne Bahnhofswechſel in Berlin, vom Oſten nach 
dem Welten angeſchnitten werden. Man braucht wohl nicht die werhfel- 


Jeitiaen Beziehungen zwiſchen Weſtfalen, Rheinland und den Oft- 
gebieten noch ju betonen. Wenn die Fahrzeit für gewöhnliche Schnell- 
züge zurzeit von Berlin nach Köln und Königsberg je 9 Stunden be- 
trägt, läßt ſich eine durchgehende Cagesverbindung ſicher ſchaffen. 
Von Dortmund aus kann man 15—16 Stunden reine Fahrzeit nach 
Königsberg rechnen. Der einzige Sug, der von Weſtdeutſchland über 


Berlin hinausfährt, iſt der Schnellzug Paris Köln — Berlin — War- 


ſchau, wenn man von dem Nordexpreß mit dem gleichen Ziel abſieht. 
Immerhin hat man von Dortmund und Köln zwei durchlaufende Ver- 
bindungen nach Warſchau, aber keine nach Königsberg und Danzig. 

Danzig übrigens kann noch über bejonders ſchlechte Verkehrsver- 
bindungen mit dem Weiche klagen. Der vorhin erwähnte Nachmit- 
tags- D-Zug Berlin — Königsberg hat keinen ſichtbermerkfreien An- 
ſchluß nach Danzig, kommt alſo für Reichsdeutſche als Tagesverbin- 
dung Weſtdeutſchland— Danzig gar nicht in Frage. — Die Süge aus 
dem Weften und aus dem Often enden und beginnen in Berlin auf 
der Stadtbahn. Es ift die einzige Möglichkeit zudem überhaupt über 
Berlin hinaus durchgehende Züge fahren zu laſſen. Des Morgens 
zwiſchen 7 und 9 Uhr etwa, da aus allen Richtungen die Süge auf 
der Stadtbahn eintreffen, werden mitunter beide Gleiſe der Stadt- 
bahu auf den Bahnhöfen für beide Richtungen benutzt. Die Süge 
aus Schueidemühl, Poſen, Breslau fahren bekanntlich bis Charlotten- 
burg durch, die Züge aus Hannover und Saugerhauſen bis zum Schle- 
liſchen Bahnhof. Wenn nur einzelne Süge über Berlin durchgeführt 
werden würden, würde die Stadtbahn ſchou weſentlich entlaſtet werden. 
Mau Schreibt Jo viel und betont jo oft die Schickſalsverbundenheit von 
Oft und Weft, da bringe man doch auch die beiden etwas näher. 
Darum follte man durchaus in Erwägung ziehen, mindeſtens einen Sug 
von Köln nach Königsberg und einen von Köln nach Breslau — 
Beuthen fahren zu lalfen. Beide Grenzländer ſollen nicht nur der 
Reichshauptjtadt, ſondern auch dem ganzen Reiche nähergebracht 
werden. Möglich iſt es ja nur über die Stadtbahn durchlaufende Züge 
laufen zu laſſeu, mache man doch von dieſer Möglichkeit Gebrauch. 

H. K., Danzig.“ 
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Lon der Gſthilfe. 


Die Verwerkungsmöglichkeiten der Oſthilfe⸗ 
Eutſchuldugsbrieje. 


Nach dem neuen Oſthilfe-Entſchuldungsverfahren wird der Haupt- 
teil der abzufindenden Gläubiger durch Aushändigung von Ojthilfe- 
Entſchuldungsbriefen der ODeutſchen Renkenbanb befriedigt 
werden. Für die abgefundenen Släubiger beſteht daher ein lebhaftes 
Intereſſe, angemefjene Verwertungs möglichkeiten 
für die in ihre Hände gelangenden Entſchuldungsbriefe zu finden. Es 
haben deswegen in letzter Seit mit den in Betracht kommenden Stellen 
eingehende Verhandlungen jtattgefunden, die nunmehr zu einem be— 
friedigenden Abſchluß gebracht ſind. Es ergibt ſich hiernach folgendes 
Bild: Soweit die Entſchuldungsbriefe an Gläubiger aus dem Kreis des 
organiſierten Perſonalkredits anfallen, werden die Spitzen in ſti- 
tute des landwirtſchaftlichen Kredits, vor allem 
die Deutſche Nentbank-Kreditanſtalt, die Sutſchuldungs⸗ 
briefe an Sahlungs Statt von ihren Schuldnern 
annehmen. Auf dieſe Weile wird ſchätzungsweiſe ein Betrag von 
100 Millionen Mark Eutſchuldungsbriefe untergebracht werden. Sür 
weitere Joo Millionen Mark Eutſchuldungsbriefe, und zwar insbejon- 
dere zugunften der nicht zu der Gruppe des organijierten Perjonal- 
Kredites gehörenden privaten Gläubiger, wie Händler, Bankiers, 
Mafchinenfabriken um, it die Möglichkeit der Inan- 
Jpruchnahme eines Diskontkredites bei der 
Deutjben Rentenbank unter gleichzeitiger Hereingabe der 
Schuldverſchreibungen gegeben. Dieſer Diskoutkredit kann bis zur 
Einlöſung der Schuldverſchreibungen prolonglert werden. Daneben 
beſteht die Möglichkeit, bis zu nom. 1909 Millionen 
Mark Sntſchuldungsbriefe bei der Reichsbank 
zu lombardieren, und zwar nach den Lombardbedingungen der 
Reichsbank zu 50 v. H. des Nennwertes, Jo daß alſo die Papiere 
bei der Lombardaktion zu pari bewertet werden. Schließlich wird auch 
die Neichsbank, ſoweit ſich in ihrem Portefeuille Wechſel be— 
finden, die die Unterſchrift eines im Entſchuldungsverfahren fanierten 
Landwirtes tragen, zur Ablöſung der Wechſelſchuld 
die Entſchuldungsbriefe an Sahlungs Statt an⸗ 
nehmen. Auch hierbei wird es ſich um einen erheblichen Millionen- 
betrag handeln. Berückſichtigt man ſchließlich, daß zweifellos eine 
Reihe von Gläubigern, wie Verſicherungsträger, Banken und Spar- 
kaſſen, die infolge ihrer kurzen Laufzeit und ihrer erſtklaſſigen Si- 
cherung hoch zu bewertenden Wertpapiere als Anlage im Portefeuille 
behalten wird, und daß im nächſten Jahr, in dem erſt die Entſchul— 
dungsaktion zum Abſchluß kommen wird, bereits in erheblichem Aus» 


Der Fall Werner. 


In der Berliner Stadtverordnetenverſammlung wurde am 7. 4. die 
Anfrage der deutſchnationalen Stadtperorduetenfraktion über den 
Studienrat Werner aus Berlin-Steglitz behandelt. Die Deutjch- 
nationalen im Berliner Stadtparlament hatten bekanntlich den An- 
trag geſtellt, Werner wegen ſeiner wejentlichen Beteiligung an der 
Auslieferung Neutomiſchels an die Polen aus dem Berliner ſtädtiſchen 
Schuldienst zu entlaſſen. Der deutjchnationale Antrag wurde von dem 
Stadtverordneten Merckel ausführlich begründet. Der Studienrat 
Werner bleibe durch das nicht widerlegte Urteil des Amtsgerichts 
Berlin-Mitte gerichtet. Auch Anderſon, der unter Anderung ſeines 
deutſchen Namens polniſcher Bandenführer geweſen und ſchließlich 
wegen eines Diebſtahls aus Polen ausgewieſen ſei, ſtehe noch heute 
im Schuldienſt. Der Berliner Stadtſchuirat Nyudahl teilte mit, daß 
das Material iiber die erſte Beratung des Falles in der Berliner 
Stadtverordnetenverſammlung dem Provinzial-Schulkollegium vorgelegt 
worden ſei. Damals habe man im PSK. ein rechtskräftiges Urteil 
abwarten wollen. Inzwiſchen ſei die Angelegenheit erneut dem Kultus- 
miniſter unterbreitet worden, deſſen Entſcheidung noch ausſtehe. Man 
werde den Minijter nochmals wegen der Schwere der Beſchuldigungen 
um baldige Entſcheidung erſuchen. 


—— 
Aus der Bundesarbeit — 


Landesverband Ojtmark. 

Ortsgruppe Croſſen. Im „Karlshof“ tagte am 3. 4. die Jahres- 
1 der Ortsgruppe. Trotz der angekündigten Vor 
hrung einiger intereſſanter Schmalfilme durch Schulrat Netzdorf war 
der Beſuch nicht Jo ſtark wie Jonjt, was in erſter Linie wohl auf das 
ausnahmsweiſe prächtige Frühlingswetter zurückzuführen war, das 
gar zu Sehr zu Spaziergängen verlockte. Nach Begrüßungsworten 
des Vorſitzenden, Studienrals Beheim-Schwarzbach, erſtattete 
der Schriftführer, Sparkaſſenleiter Schöneich, den Jahresbericht. 
Er bejagte im weſentlichen folgendes: Trotz der für die Mitglieder 
immer ſchwieriger werdenden Wirtſchaſtsverhältniſſe iſt verſucht wor- 
den, den Veranſtaltungen durch Vorträge oder durch Silm- und Licht- 
bildervorführungen einen beſonderen Anreiz zu geben. Neben der 
Jah reshauplverſammlung haben fünf Vorſtandsſitzungen, zwei Mit- 
gliederderſammlungen und die traditionelle Weihnachtsfeier ſtatt— 


maß die Tilgung der Entſchuldungsbriefe einſetzt, Jo kann angeſichts 
der geſchilderten Nefinanzierungsmaßnahmen wohl geſagt werden, daß 
für den zu erwartenden Umlauf an Entſchuldungsbriefen eine aus- 
reichende Verwertungsmöglichkeit gegeben iſt. Es beſteht daher 
für keinen der abgefundenen Gläubiger Ber⸗ 
anlajjJung, eine Abſtoßung der hochwertigen Ent- 
ſchuldungsbriefe zu ungünſtigen Bedingungen 
vorzunehmen. 
Oſthilfe und Rentabilität. 

Am 9 April fand in Schneidemühl die diesjährige Vollver- 
ſammlung der Landwirtſchaftskammer für die 
Grenzmark Pofen-Weftpreußen ſtatt, in der der ſtell⸗ 
vertretende Vorſitzende der Kammer, Gutsbeſitzer Senftleben- 
Arnsfelde über die Oſthilfe u. a. folgendes ausführte: Die Oſthilfe 
habe leider nicht die Erwartungen erfüllt, die man an ſie geknüpft 
habe. Zwar ſei die Arbeit der Behörden mit Dank anzuerkennen, 
doch könne die Landwirtschaft nüt dem Erreichten nicht zufrieden ſein. 
60000 Betriebe befinden ſich unter dem Siche- 
rungsſchutz. Der Landwirtſchaft ſeien im Zuſammenhang mit der 
Oltbilfe Belastungen aufgebürdet worden, wie Creubänderver- 
fahren, Swangsbewirtſchaftung um, die bisher noch 
in keinem annehmbaren Verhältnis zu den Vorteilen ſtehen. Es müſſe 
intenfiv daran gearbeitet werden, weitere Erleichterungen zu erwirken. 
Beſonders die Senkung der Kommunallaſten und die 
Frachtenſen kung haben ſich erfreulich ausgewirkt. Leider ſei 
die Srachtenfenkung auf die Kreiſe Slatow und Schlochau beſchränket 
geblieben. Der Kreis Dt. Krone und der Netzekreis empfinden es als 
eine Härte, daß ſie nicht in dieſe Senkung miteinbezogen wurden. 

Der Redner kam daun auf die gegenwärtigen Nentabilitäts⸗ 
verhältniffe zu ſprechen. Die Preiſe für Weizen und Roggen 
ſeien annähernd ausreichend, jedoch nicht für alle anderen Erzeugniſſe, 
insbeſondere nicht für Vieh und Schweine. Wenn die Viehpreiſe 
noch einige Seit derart niedrig bleiben, dann iſt ein Abſterben bäuer- 
licher Betriebe in größtem Umfange nicht zu vermeiden. Gegen- 
wärtig wird mit einem Berluft von 67 NM. pro 
Hektar und Jahr gearbeitet. Eine Senkung der 
Ausgaben und eine Erhöhung der Einnahmen 
um je 30 Prozent würde durchschnittlich den Aus- 
gleich herbeiführen, aber nicht die Rentabili- 
tät. Auf der Null-Linie könnten insbeſondere nicht die Betriebe im 
Oſten gehalten werden. Im Durchſchnitt klafft noch eine Preis 
ſchere von 24 Punkten zuungunſten der Landwirt⸗ 
ſchaft; im Oſten ift dieſe Preisſchere noch größer. 


gefunden. Von einer Beitragsſenkung wurde abgejeben, da der 
Beitrag der Ortsgruppe ohnehin niedriger als an faſt allen anderen 
Orten Sei. Dem Nechnungsleger wurde nach Bekanntgabe des Be- 
richts der Nevijoren Entlaſtung erteilt. Unter Leitung von Lehrer 
a. D. Wolff wurden dann die Vorſtandswahlen vorgenommen, 
wobei ſich gegen das Vorjahr keine Veränderungen in den wejent- 
lichen Amtern ergaben. Dem Ortsgruppenvorſtaud gehören weiterhin 
an Studienrat Beheim- Schwarzbach als Vorſitzender, Spar- 
kaſſenleiter Schön eich als ſtellvertretender Vorſitzender und Schrift- 
führer, Kaufmann Blaſig ais Schatzmeister, Schulrat Metzdorf 
als Kulturpfleger. Nach einer kurzen Ausſprache darüber, wie dem 
Oftbundgedanken wieder neuer Auftrieb gegeben werden könnte, wobei 
u. a. die Beranftaltung eines Werbeabends in Ausficht genommen 
wurde, führte Schulrat Metzdorf nach einigen erläuternden Dar- 
legungen über die Kulturelle Miſſion des Schmalfilms zwei der⸗ 
artige Filme vor, einen geographiſchen Naturfilm, der die Suſchauer 
in das Gebiet der oberländiſchen Seen in Ostpreußen führte, und einen 
gehaltvollen Spielfilm „Der Kampf um die Scholle“. Aus beiden 
Vorführungen gewann man den Eindruck, daß dem Schmalfilm im 
Hinblick auf edle Volksbildung und unterhaltung noch eine große 
Sukunftsaufgabe zufallen wird. 

Ortsgruppe Forſt (Lauſitß). Sehr eindrucksvoll geſtaltete ſich die 
Kundgebung gegen die Vergewaltigung des 
Memellandes, zu der am 14. März die Ortsgruppen des D. O. 
und des V. O. A. nach dem Saale des „Kaiſerhofes“ (Landsmann Karl 
Dahms) eingeladen hatten. Die Einſtimmung für den Abend ſchuf Heinz 
Baumeiſter mit einem überaus packenden Vorſpruch „Was wir 
verloren haben, darf nicht verloren fein“ und dem ſinnvollen Melodrama 
von Hans May „Die Königspalme“, das in feiner plaſtiſchen und ein⸗ 
dringlichen Darſtellungsweiſe jeine Wirkung auf die Suhörer nicht 
verfehlte. Mit geſpannteſter Aufmerkjafikeit folgten nunmehr die 
Anweſenden dem Vortrage Georg Sritzbachs über „Oſtpreußen 
und das Memelland — gefährdete deutſche Kultur 
gebiete“. Oftmarkgedenken ijt eine Solbſtverſtändlichkeit für alle 
diejenigen, die durch Geburt mit dieſem Lande verbunden ſind. Diefe 
natürliche Selbjtverftändlichkeit wird aber zu einer vaterländiſchen 
Pflicht, zu einer politiſchen Notwendigkeit, wenn altes deutſches 
Kulturgut Gefahr läuft, unter Ausnutzung der Schwäche Deutjchlands 
von übermütigem Seindespack dem Reiche entriſſen zu werden Die 
Oſtfrage ijt eine deutſche Frage, und das Schickjal unſeres Bater- 
landes wird einmal im Oſten entſchieden werden. öntereſſante Licht; 
bilder unterſtrichen die Ausführungen des Nedners, dem eine jabl- 


reiche und aufmerkſame Suhörerſchaft begeiſtert dankte. Die Orts- 
ruppe wird, wie der J. Vorſitzende Georg Hollunder in feinem 
chlußwort ausführte, in der Geltendmachung der alten und verbürgten 
Rechte des Deutſchtums im Memellande auch in Zukunft nicht müde 
werden, feſt davon überzeugt, daß dieſe Forderung ſtets die nach⸗ 
haltigſte Unterſtützung des geſamten deutſchen Volkes findet. Den 
mufikalifchen Rahmen ſchuf mit wertvollen Muſikſtücken die Künſt⸗ 
ler kapelle des Kaiſerhofes; ſie bewies mit den gehalt— 
vollen Darbietungen ihr hohes künſtleriſches Können, das allfeitige und 
begeiſterte Auerkennung fand. 


Landesverband Vorpommern. 

Die Frauengruppe Anklam veranſtaltele in der Traube einen 
Familienabend. Der Beſuch war ſehr gut. Die Vorſitzende, Frau 
Hünther, begrüßte Mitglieder und Gäſte, wies darauf hin, daß 
die Frauengruppe vor fünf Jahren gegründet wurde und jeitdem 
ſtändig gewachſen ſei, und teilte mit, daß die Abſicht beftehe, eine 
Jugendgruppe ju gründen. Hierauf wurde von neun Damen 
und einem Herrn der Frauengruppe eine Humoreske ſehr flott und 
gut geſpielt. Auch ein Geſangsduett, von zwei Mädchen der Frauen- 
gruppe, ſehr gut vorgetragen, löſte ſtarken Beifall aus. Die Bur- 
meiſterſche Kapelle ſpielte zum Tanz auf. In den Paufen 
wurden von einem Herrn heitere Couplets geboten. 


Landesverband Sachſen⸗ Anhalt, 

Die Ortsgruppe Bernburg (Auhalt) trat nach langer Pauſe wieder 
an die Öffentlichkeit, um durch Veranſtaltung eines Vortragsabends 
zu zeigen, was uns der deutſche Oſten war und heute noch iſt. Nach 
einem von Frl. Hoffmann gut geſprochenen Vorſpruch begrüßte 
der 1. Vorſitzende, Herr Kieſel, Graudenz, die Anweſenden und 
dankte beſonders den Vertretern der Bernburger Arbeitsgemeinſchaft 
der ODeutſchtumsverbände für ihr Erſcheinen. Herr Landsmann 
Symnafialdirektor a. D. Dr. Liman, Halle a. d. S., hielt dann einen 
schwungvollen Vortrag über die Frage „Was uns Weſtpreußen und 
Poſen einſt war und heute iſt“. Durch die knappe, nur auf das 
Weſeutlichſte zugeſchnittene Darſtellungsweiſe des Redners wurde den 
Auweſenden der hohe kulturelle Wert der verlorenen Oſtmarken recht 
deutlich vor Augen geführt. Nedner ſchilderte in treffenden Worten 
den Jahrtauſend alten Kampf der deutſchſtämmigen Siedler gegen die 
Polen. Auch verſaumte Dr. Liman nicht, den Anweſenden vor⸗ 
zubalten, in welcher zuweilen recht eigentümlichen Art und Weife die 
Slüchtlinge, die infolge des Verſailler Diktats ihre geliebte Heimat 
fluchtartig verlaſſen mußten, in ihrer neuen Heimat von den Ein- 
wohnern empfangen wurden. Starken Beifall erutete der Redner. 
Hierauf hielt Landsmann Lehrer Hünther, Aſchersleben, einen 
Lichtbildervortrag über „Der deutſche Oſten“, der ebenſo wie der 
jeines Vorredners lebhaften Beifall fand. Sum Schluß brachte 
Landsmann Günther noch einige Vorträge in weſtpreußiſchem Dialekt. 
Der übrige Teil des Abends wurde mit Übertragungsmuſik ausgefüllt. 
Die Mufikanlage wurde freundlicherweiſe von Landsmann Ingenieur 
Werner Poſt, Dirſchau, zur Verfügung geſtellt. 


Landesverband Hannover- Braunſchweig. 

Ortsgruppe Celle. Über das Stiftungsfeſt am 2. 4. berichtet die 
Celleſche Stg. u. a: Manchem Leſer der Celleſchen Seitung wird 
aufgefallen ſein, daß in dieſem Winker häufiger als ſonſt der Deutſche 
Oſtbund mit Kundgebungen an die größere Öffentlichkeit herangetreten 
iſt. Cs iſt kein Zufall. So wie im Often ſich die Gewitterwolken 
immer ſchwärzer zuſammenballen, ſo wächſt auch immer ſtärker der 
Wille, dem drohenden Unheil Widerſtand eutgegenzuſetzen, und die 
Notwendigkeit, alle deuiſchen Kräfte für dieſe Aufgabe zu wecken und 
zuſammenzufaſſen. Wenn die polniſchen Sreiſcharen, jo führte der 
Vorſitzende der Ortsgruppe Hannover, Herr Cuno, aus, in Oſtpreußen 
einfallen — eine andere Form werden ſie nicht wagen zu wählen —, 
jo miiſſen die Deutſchen dem Einbruch in gleicher Weiſe begegnen, ihm 
aktiven Widerſtand freiwilliger Kräfte entgegenſetzen. Auf die der 
deutſchen Regierung zur Verfügung ſtehenden ſchwachen Kräfte allein 
kaun die Sicherheit nicht aufgebaut werden. Anders war es auch 
nicht, als 1921 die Freiwilligen-Verbände in ſchweren Kämpfen (am 
Annaberg) Deutſch-Oberſchleſien vor den polniſchen Inſurgenten rette= 
ten — viel zu wenig bekannte Vorgänge und Heldentaten. Und diefen 
Widerſtand wird nicht nur der Oſtmärker leiſten, ſondern er wird 
vom ganzen deutſchen Volke getragen werden. Möge das Schickſal 
es nicht wollen, daß es dahin kommt, aber wenn es ſein muß — viel- 
leicht ſchon in dieſem Jahre — wieder einmal muß dann das gauze 
deutſche Volk einmütig zufammenſtehen, reif zur Abwehr, nicht nur zu 
Proteſten. Wohl deuen, welche die Rede des Herrn Cuno mitan- 
hören konnten, Sie war eine Tat, fie war außerdem wie ein Kraft- 
volles ſumphoniſches Werk, fo wurde in einer kurzen halben Stunde 
die gefamte Not der Oſtmark in ihrer erſchütternden Vielgeſtaltigkeit 
und Tiefe zu gedräugteſter Klarheit zuſammengefaßt. Sie klang aus — 
wie ſchon die Begrüßungsworte des Celler Vorſitzenden, Herrn Be- 
triebsinſpektors Harreuther — in dem Mahnruf nach Einigung 
der Oeutſchen in dieſen nationalen Notwendigkeiten. Dankbar ſei 
auch an dieſer Stelle der Ortsgruppe Hannover, die mit etwa 
20 Mitgliedern hergereiſt war, für die ſonſtige Beſtreitung des unter- 


Der Ostbund hilft Dir! 


"Willst Du lum helfen? Dann wirb Mitglieder für ihn und Leser für 
sein „Ostland“, Dadurch förderst Du wirksam unsere gemeinsame Sache 
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haltenden Teiles gedacht. Unterjtrichen ſei die Mahnung des Herrn 
Cuno, daß jeder Celler Bürger in dieſen Seitläuften Mitglied des 
Deutſchen Oſtbundes ſein ſollte. Für dieſes Frühjahr ſind noch zwei 
Heimat- und Werbeabende geplant. Der erſte, am 30. April, wird 
dem Memellande, der zweite, am 11. Juni, Oberſchleſien gewidmet ſein. 
Möchten fie zu eindrucksvollſten Kundgebungen unter alljeitiger Betei⸗ 
ligung werden. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau. 


Die Ortsgrupye Kaſſel hatte ihre Mitglieder und Freunde am 
6. April ju einem Vortrag von Herrn Bajorath über „Olt= 
preußen und das Memelland“ eingeladen. Der Neduer, 
ein gebürtiger Memelländer, gab zu Anfang Jeiner 
packenden Ausführungen eine Schilderung ſeiner Jugendzeit, die er 
in einem kleinen memelländiſchen Städtchen verbrachte. Der Oſten 
war ſchon immer ein Kriegsfeld, auf dem germaniſches Weſen 
mit flawiſchem zuſammenſtieß. Die Geſchichte erzählt von den 
jahrhundertelangen Kriegen der Ordensherren mit Prußzen und Polen. 
Das, was mit dem Schwert erobert worden war, iſt mit dem 
Pflug aufgebaut worden, und mußte dann wieder mit dem 
Schwert verteidigt werden. Der Weltkrieg kam und nach ihm der 
Schandvertrag von Verſailles. Eine unſinnige Grenzziehung treunte 
Teile urdeutſchen Bodens von dem Mutterlande ab mb. lieferte 
Hunderttauſende Deutſcher den Seinden aus. Jahre ſchwerſter Be- 
drückungen kamen, aber die Oſtmärker haben ausgehalten und werden 
auch weiter aushalten. Sie haben gekämpft, ſo gut ſie konnten, aber 
leider mußten fie ſehen, daß fie vou ihren Volksgenoſſen nicht ver- 
ſtanden wurden. Alle papierenen Proteſte nützen den Ojtmärkern 
nichts gegen die ſchamloſen Übergriffe der Seindſtaaten. Solange nicht 
die Reichsregierung mit ſcharfen Mitteln gegen dieſe Übergriffe 
einſchreitet, werden unſere Volksgenoſſen im deutſchen Oſten ſchwerſte 
Bedrückungen zu erleiden haben. Durch das unſinnige Gebilde des 
Korridors verſucht man aus dem deutſchen Danzig einen polniſchen 
Hafen zu machen. Der Korridor muß verſchwinden; 
ohne eine vernünftige Grenzziehung gibt es für Deutſchland keinen 
Frieden. Redner ſprach dann über die Schönheiten des 
Memellandes und Oſtpreußens und forderte auf, auch den 
deutſchen Oſten bei Neiſen zu berückſichtigen. Er erzählte von den 
Geiſtesheroen, die aus dem deutſchen Oſten ſtammen: Kleiſt, Schenken⸗ 
dorff, Herhart Hauptmann, Arno Holz, Kant, die Sieger von Tannen 
berg, Hindenburg und Ludendorff. Es geht im Oſten nicht nur um 
das Leben und die Sreiheit einzelner, es geht um viel mehr, es geht 
um das deutſche Volkstum im Oſten, um deutſche Kultur, deutſche 
Sitte und deutſches Weſen. Es muß bald der Tag kommen, an dent 
der deutſche Oſten wieder frei wird und an dem wir vertriebenen 
Oſtmärker wieder in unſere Heimat zurückkehren können. Reicher 
Beifall dankte dem Redner für ſeine Ausführungen. Der Vortrag 
wurde umrahmt durch muſikaliſche Vorträge der Herren Nei 
(Klavier) und Rehling (Violine). Fräulein Münter fang mit 
gepflegter und ſehr ſumpathiſcher Stimme einige Lieder, von Fräulein 
Hartje am Flügel verſtändnisvoll begleitet. Pfarrer Pelz be» 
Schloß mit internen Mitteilungen die Monatsverſommlung, während 
der zweite Vorſitzende fie leitete. 


Landesverband Rheinland- Weſtfalen. 

Ortsgruppe Wuppertal. In der Aprilverfammlung führte der Vor- 
ſitzende über Weſt-Oſt-Siedlung u. a. folgendes aus: Die forige- 
ſchrittene Technik, welche an Stelle menſchlicher Arbeitskraft die 
Maſchine ſetze, ermögliche es der Induſtrie, mit durchſchnittlich 25 Ar- 
beitskräften jo viel zu erzeugen als vor dem Kriege mit 100 Mann. 
Der Wettbewerb auf dem Weltmarkt zwinge dazu. Daraus dürfte 
zu folgern ſein, daß, Jeibft wenn die önduſtrie eines Tages wieder auf 
den Stand der Vorkriegszeit kommen follte, damit zu rechnen Jei, 
daß mindestens die Hälfte der heutigen Erwerbsloſen nicht mehr ein- 
gestellt würde. Vom Weſten gelte das Wort: Ein Volk ohne Naum, 
vom Oſten, ein Naum ohne Volk. Polen beſetze den Korridor mit 
Koloniſten aus dem Oſten. Aus volkspolitiſchen Gründen und auch, 
um die Wohlfahrtslaſten vieler weſtdeutſcher Städte zu erleichtern, 
Jei eine großzügige Weſt-Oſt-Siedlung vonnöten. Für die weſtdeutſchen 
Induſtrien würden Abfatzmöglichkeiten geschaffen; fie hätten alſo den 
Nutzen von einer Wejt-Oft-Siedlung und könnten daher auch zu deren 
Sinanzierung mitherangeſogen werden. Die Vertriebenen müßten 
besonders berückſichtigt werden. Der polniſche Appetit auf deutſches 
Land werde in Wort und Schrift immer wieder angeregt. Wir 
müßten daher zur Sicherheit der Oſtmark die Aufftellung eines Grenz- 
schutzes fordern. Die ftarken polniſchen Kriegsrüſtungen ſtänden im 
Widerspruch zu dem polniſchen Vorſchlag der moraliſchen Abrüſtung. 
Im Sinne obiger Ausführungen faßte die Verſammlung eine Ent- 
schließung. Es wurden Jodann die verbilligten Sahrgelegenheiten nach 
dem Oſten bekanntgegeben. Auskunft hierüber bei Bar kenfeld 
in W.-⸗Barmen, Wolfſtr. 41. 

* 


Aus befreundeten Verbänden. 
J. Pol. Zeldart. Neg. Nr. 20. 

Am Sonntag, den 6. November d. I., begehen die Angehörigen 
des ehem. Königl. Preuß. 1. Pos. Seldart.-Begts. Nr. 20, J. S. Stand⸗ 
ort Stadt Pojen, die Feier des bojährigen Beſtehens 
des Regiments. Aus dieſem Anlaß findet in Srankfurt (Oder), der 
jetzigen Garniſon der Traditions-Batterie (4. Battr. des 3. [Preuß. . 
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Art.-Negts.), ein Negimentsappell ſtatt, an dem ſich ju beteiligen 
Chrenpflicht für jeden ehemaligen Angehörigen des Feldart.-Regts. 20, 
ſeiner Kriegsformationen und des aus ihm im Kriege hervorgegangenen 
Neſ.⸗FJeldart.-Negts. Nr. 10 ist. (Wiederſehensfeier, Feldgottesdienſt, 
Kranmiederlegung, reitertihe und andere Vorführungen der Tradi- 
tions-Batterie, Stiflungsfeſt der Ortsgruppe Frankfurt (Oder) des Ver- 
eins ehem. 20. Feldartilleriſten.) Zu dieſem Cage iſt auch die Herausgabe 
der Negimentsgeſchichte ſichergeſtellt (etwa 450 Seiten ſtark 
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und mit rund 150 Bildern ausgeſtattet). Preis trotz erheblicher Uẽn⸗ 
kojten nur 12 . Alle ehemaligen 20. Seldartilleriften, die Angehörigen 
der Kriegsformationen und die des ehem. Reſ.-Seldart.-Negts. 10 
werden gebeten, ſoweit fie nicht einer Ortsgruppe des Negts.- Vereins 
angehören, ſchon jetzt ihre Anschrift der Traditions-Batterie mitzu- 
teilen und an fie Veſtellungen für die Negimentsgeſchichte zu richten. 
3010 opel erfolgt Koſtenloſe Unterbringung der auswärtigen 
ameraden. 


— Mitteilungen aus der oftdeufihen Heimat, — 


Perjönliches. 

Das 25jährige Dienſtjnbiläum beging am 1. 4. Stadtoberjekretär 
Max Stelzer in Schkeuditz, Bez. Halle (Saale), früher in Liſſa i. P. 

In den Auheftand getreten: Konrektor Sultan Becker in Kaſſel, 
Kathenſtr. 4, friiher Murawana-Goslin; Juftizinfpektor Otto Groehn 
in Raffel, Auguſta-Viktoria-Str. 38; früher Neuſtadt; Zörjter Heinrich 
Gombert in Raflel-Braffelsberg, Pangesweg 9, früher in Dobran 
und Schwetz. 

Auszeichnung: Dein Bez.-Schornſteinfegermeiſter Erwin Tilsner, 
Berlin O. 36, Elſenſtr. 75, wurde vom Hauptvorſtand des Preufifchen 
Landesvereins vom Roten Kreuz das Ehrenzeichen für beſondere lang- 
jährige Verdienſte um die Sanitätskolonne vom Noten Kreuz verliehen. 
. Cilsner ift Vorſitzender des Vereins „ehem. Culmer und Schwetzer“, 
Berlin. 

Examen: von dem Knelebeck, Sohn des Majors a. D. 
von dem Kneſebeck, Kaſſel, Hohenzollernſtr. 80, fr. Poſen, hat die 
Reifeprüfung beſtanden; Fräulein Anna Becker, Tochter des Kon- 
rektors Guſtav Becker, Kaffel, Kaltenſtr. 4, jr. Murawana-Goslin, hat 
die Prüfung als techniſche Lehrerin in Spandau beſtanden; Kurt 
Gehrke, Sohn des Urmachers Hugo Gehrke, Kaſſel, Mauer- 
ſtraße, fr. Vandsburg, hat die Prüfung auf der höheren Handelsschule 
KRafjel beſtanden; Fräulein Louiſe Lenz, Tochter der Witwe Marie 
Lenz, Kaſſel, Hohenzollernſtr. 81, fr. Liſſa und Poſen, hat die Prüfung 
als Kindergärtnerin im Diakoniffenhaus Kafjel beſtanden; Kurt 
Sitterlee, Sohn der Lehrerwitwe Minna Sitterlee, Kaffel, Nothen⸗ 
berg, Frankenberger Str. 18, fr. Schwetz, hat die Prüfung als Lehrer 
auf der Pädagogiſchen Akademie in Elbing beſtanden. 

Vermählt: Frl. Herta Schmiedt mit Herrn Feldwebel Willi 
Preißler in Neuruppin (Frl. Schm. iſt die Cochter des Eijen- 
bahnſekretärs Otto Schmiedt in Angermünde, früher Poſen, des Ehren- 
vorſitzenden der Ortsgruppe Angermünde, der am 1.6. in den Nuhe⸗ 
tand tritt); Frl. Liſa Schneider, Tochter des Kreisinſpektors 
Berthold Schuneider in Eſchwege Schloß mit Herrn Zahnarzt Dr. 
Martin Sichhol; in Meſeritz am 28. 3., früher Wreſchen. 

Bejahrte Oftmärker: Frau Hegemeiſter Agnes Heinrich, geb. 
Wenzel, in Drieſen (Neumark), Netzeſtr. 30, früher Sorſthaus Cheer⸗ 
bude, Oberförſterei Grünheide bei Glembotſchek, am 29.4. 80 g.; 
Rentier und früherer Sleiſchermeiſter Adolf Wiesner in Görlitz, 
Guttenbergſtr. 26, am 4. 5. 70 J. (W. war während ſeiner 32jährigen 
Berufstätigkeit in Poſen Stadt allgemein bekannt; dort geboren, in 
Ramitjch gedient, zuerſt in Görlitz, dann von 1887 an in Poſen, wo 
er ſich zu einem der größten Fleiſch- und Wurſtfabrikanten der 
Prooinzialhauptjtadt emporarbeitete und ehrenamtlicher Vertreter 
jeines Gewerbes wurde; 11s verlor er den größten Teil ſeines Ver- 
mögens, wurde 1919 in Szczupiorno interniert); Landwirt Karl 
Rakete in Obernigk, früher RNawitſch, am 28. 2. 71 J.; Oberpojt- 
ſekretär i. R. Otto Buchhol; in Erfurt, Gartenſtr. 57/58, früher 
in Süldenhof, Schwarzenau, Vandsburg, Weißenhöhl, Pr. Friedland 
und Bromberg, am 19. 4. 70 J.; Frau Ww. Marie Müller in 
Berlin SWö29, Bärwaldſtr. 40, früher in Schwetz, am 28.3. 82 J.; 
Schneidermeiſter Johann Bodammer in Berlin O 112, Simplon- 
frage 45, früher in Culm, am 9.4 70 J.; Srau Witwe Auguſte 
Hinz in Berlin-Charlottenburg, Braheſtr. 28, früher in Brleſen 
(Wpr.), am 15. J. 66 J. (Mitglied der Ortsgruppe Berlin-Nord). 

Seftorben: Frau Erneſtine Katz, geb. Aſcher, in Berlin, Melan- 
chthonſtraße 18, fr. Poſen-Kurnik, Mutter des 1. Vor). der Ortsgruppe 
Berlin-Mitte, am 1. 4., 82 J.; Regierungsinfpektor Richard Lenau, 
Kaſſel, Cannenkuppenſtr. 11, fr. Poſen, am 1. 4., 58 J.; Frau Ottilie 
Gerlach, verw. Hoffmann, Ehefrau des Poſtdirektors i. R. Wilhelm 
Gerlach, Kaſſel, Kölniſche Str. 9, fr. Poſen und Wronka, am 6. 4., 
74 G.; Frau Bertha Rakete, geb. Pilz, in Obernigk, fr. Nawitſch, 
am 30. 3., 68 J.; Zimmermann Karl Klenke in Grünberg )Schlel., 
fr. Anſiedler in Nadlau (Kreis Samter, Prov. Polen), am 29. 3., 36 J.; 
Frau Lina Lohſe, geb. Heinrich, Ehefrau des Oberpflegers a. D. 
Ewald Lohſe, Berlin-Pankow, Galenusſtr. 14, fr. Schwetz, am 
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Aus der uns verbliebenen Offmark. 
Aus Oſtpreußen. 
Laudwirtſchaftskammerwahlen in Oſtpreußen. 
Die Wahlen zur Landwirtſchaftskammer in Oft- 


preußen haben, wie zu erwarten war, mit einem über- 
legenen Siege der Nationalfofialiſten geendet, Sie 


haben 50 Sitze erobert, während der Landwirtſchaftsverband ſich mit 
21 und der Katholiſche Ermländiſche Baueruberein ſich mit 5 Sitzen 
begnügen mußte. Die Aationalſozialiſten haben alſo allein eine er- 
hebliche abſolute Mehrheit gewonnen. Den Anlaß zu diefer Neuwahl 
hat der Beſchluß der Landwirtſchaftskammer im Januar gegeben, durch 
den auf nationalſozialiſtiſchen Antrag der Neichspräfident aufgefordert 
wurde, zurückzutreten, wenn er nicht mehr die Kraft oder den Willen 
hätte, die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten wirkſam ju bekämpfen. Der 
Kammerpräſident Dr. Brandes hatte in einem perſönlichen Schreiben 
an Hindenburg die Sachlage dargeſtelit, und diefer hatte geantwortet, 
daß er den peinlichen Swiſchenfall als erledigt anſehe. Der Vorſtand 
der Kammer hatte eine nochmalige Abſtimmung befchloſſen. Trotzdem 
verfügte der Preußiſche Innenminiſter die Auftöhang der Kammer — 
mit obigem Erfolg. 


Aus der uns geraubten Oftmark. 
Aus Pofen. 


Adelnan. In dem Dorfe Swieca, Kreis Adelnan, brach ein 
Großfeuer aus. Der Brand verbreitete ſich augenblicklich über das 
ganze Dorf. Erſt gegen 5 Uhr morgens konnte man des Seuers Herr 
werden. Das Dorf zeigt ein Bild vollſtändiger Berwiltung. 
24 Scheunen, ein Wohnhaus, fünf Kuhſtälle und eine Menge lebenden 
und toten Inventars fielen den Flammen zum Opfer. Sieben Per- 
jonen erlitten ſchwerere und leichtere Brandwunden. 5 

Beutſcheu. Es hat ſich hier ein Komitee gebildet, welches dem 
Marſchall Pilfudjki ein Denkmal ſetzen will. Das Denkmal joll vor 
dem fr. Lehmannſchen Haſthaus an der ul. 17 Stycznia aufgeſtellt 
werden. Die Mittel für die Herſtellung des Denkmals ſollen aus 
freiwilligen Haben von feiten der Mitglieder des B. B.-Klubs auf⸗ 
gebracht werden. 

Bromberg. Die Bromberger „Liedertafel“ beging Anfang 
April ihr 90. Stiftungsfeſt. Aus Anlaß dieſer Jeltenen Seier hatten 
die Gauverbände der deutſchen Männergeſang-Vereine Polens ihre 
Vertreter entſandt, ferner haden fast alle kulturellen und wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen des Deutſchtums in Polen und Pommerellen ihre 
Glückwünsche dem Jubelverein entboten. 

Bromberg. Die Firma „Hermann Löhnert A.-G.“, Maſchinen⸗ 
fabrik in Bromberg, hat beim Bromberger Gericht Konkurs ange- 
meldet. Die Löhnert A.-G. hatte bereits Jeit längerer Seit mit 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die feit der Injolvenz der Bank Stadt- 
hagen ſich beſonders verſchärften. Die Firma hatte bei der Bank 
einen ſtändigen Kredit, delſen Höhe unweigerlich zu den Zahlungs- 
ſchwierigkeiten, in die die Bank geriet, beigetragen hat. Die Löhnert 
A.-G. gehörte früher zu den ſolideſten und beſtrenommierteſten Firmen 
des heutigen Weſtpolens. Die ſchwere Wirtſchaftslage, der volljtän- 
dige Bargeldmangel und die Unmöglichkeit, neue Kredite ju erlangen, 
hat die Firma ein Opfer der Verhältniſſe werden laſſen. 

Liſja. Seit Oſterſonnabend befindet ſich die deutſche Wander- 
lehrerin Margarethe Kren; aus Bojanowo im biejigen 
Gerichtsgefängnis unter Spionageverdacht (0 in Unterſuchungshaft. Ein 
Haftentlalfungsantrag, den der Nechtsbeiftand der Verhafteten ein- 
gereicht hat, iſt abſchlägig beſchieden worden. l 

Pofen. Der Verband deutſcher Angeftellter in Poſen, der das 
Cheaterſtück „X, A, S“ von Klabund in Pofen zur Aufführung bringen 
wollte, iſt von der Polizei benachrichtigt worden, daß ſie dieſe Auf- 
führung verbiete, da Klabund in Polen verboten ſei Eine nähere Be- 
gründung des Verbots iſt nicht erfolgt. 

Poſen. Von der Poſener Strafkammer wurde der Techniker 
Leo Halas zu zehn Jahren Zuchthaus wegen Naubmordes verur- 
teilt. Halas hat im Jahre 1923 feinen ITjährigen Schwager Joſef 
Jankowfki überfallen, beroubt und ihn dann erſchlagen. Die Leiche 
verſteckte er in einem Bretterberſchlage, wo im Herbſt 1931 durch 
einen Sufall das Skelett. gefunden wurde. Erjt dadurch gelang es, 
den Mord aufzuklären, denn vorher hatte man angenommen, Jan- 
komfki ſei auf Wanderſchaft gegangen und habe das Geld veruntreut. 
Halas war 1225 nach Srankreich ausgewandert, wurde dort ermitlelt 
und vor einigen Wochen an Polen ausgeliefert. 

Polen. Am 30. Mär; wurde der 2qährige Anjiedlerjohn 
Friedrich Becker aus Moraſko von einer Horde von acht 


miüſſen Neubeſtellungen auf unſer „Ostland“ für 
die Monate Viai-Juni aufgegeben werden. Bei 


ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der asp: für 


Mai⸗Juni beträgt 1.— M. (ohne Zuſtellungsgeb.) 


Err 


bis zehn. polniſchen jungen Leuten überfallen und ſchwer 
mißhandelt. Mit Knüppeln wurde er auf den Kopf und den Arm 
geschlagen und ſchließlich zu Boden geſtreckt. Deutſche Dorfbewohner 
nahmen ſich des Überfallenen an, deſſen Geſicht blutüberſtrömt und 
deſſen linker Arm lahm geſchlagen war. Am nächſten Morgen ließ 
lich feſtſtellen, von wo die jungen Helden ihre Waffen hatten. Aus 
den Säuuen hatten fie eine Neihe von Latten herausgeriſſen. Die 
aufgehetzten jungen Polen rühmten ſich, Becker deswegen überfallen 
zu haben, weil er „Hakatijt“ ſei und einmal ein Hitlerabzeichen ge⸗ 
tragen habe. Hier liegt ein Irrtum vor, Becker hat niemals ein 
Hitlerabzeichen, wohl aber eine Seitlang ein polniſches Flugabzeichen 
getragen, das fein Vater bei einer Sammlung zum Beſten der pol- 
niſchen Fliegerei erſtanden hatte. 

Wongrowitz. Hier kam es zwiſchen dem deutſchen Landwirt 
Heinrich Oetzing und dem polnischen Landarbeiter Stefan 
Walczak zu einem Streit, in deſſen Verlauf Walczak den Oetzing 
Ichwer beleidigte. Schließlich ſchlug Walczak mit einem Stock auf 
Oebing ein. Dieſer ſetzte ſich zur Wehr, erhielt aber einen wuchtigen 
Stockhieb über den Kopf, der einen Schädelbruch und Jeinen ſofortigen 
Tod zur Folge hatte. 2 


Aus Weftpreufen. 


Thorn. Gegen Ende des vorigen Jahres wurde die Öffentlichkeit 
durch die Nachricht alarmiert, daß dem Chorner Nathaus der 
Einfturz droht und damit eine hiſtoriſche Sehenswürdigkeit unſeres 
Gebietes gefährdet iſt. In dem Keller, wo ſich die erſten Riſſe 
zeigten, begann man damals ſchon mit Umbauten. Eine bejoudere 
Kommiſſion arbeitete einen Plan für die Befeſtigungsbauten aus. 
Man beablichtigt, die Pfeiler zu verſtärken, und man hat bereits die 
Fundamente der Pfeiler mit Betonringen verſehen und auch die Xilfe 
mit Sement ausgefüllt. Für die weiteren Bauarbeiten wird das Städt. 
Bauamt ein Projekt ausarbeiten. In der letzten Seit haben fich 
keine weiteren Niſſe gebildet. 


Selbſt Goethe ſagt: 


„Mann mit zugeknöpften Taſchen, 

Dir tut niemand was zuliebk! 

zn wird nur von Hand gewaſchen, 
enn Du nehmen willſt, fo gib. — — 


NM. 5.— für , 10.— für 4, 20.— für ½, 40.— für / Los 
der 


Preuß. Staatslolterie 
Ziehung am 22. und 23. April. 


Dr. jur. Alfred Dutschke, Fieber 


Einnehmer, 
früher Oſtrowo, 


Berlin, Geisbergſtraße 9, im Poſlamt W. 30. 
Poſtſcheckkonto: Berlin 35222. 


Offmärker, 
Junggeſelle 


gute Vergangenheit, An⸗ 
fang 40, ev., Handwerker 
mit kleinem Geſchäft u. 
6000 M. bar Vermögen, 
wünſcht bald. Heirat 
mit Landwirtstochter, 
30 bis 40 Jahr, etwas 
Vermögen erw., auch 
Witwe oder Einheirat 
in Land- oder Gait- 
wirtſchaft. 

Offerten unter 2452 an 
das Oſtland erbeten. 


Am 30. März 1932, mittags 2 Uhr, 
ſtarb nach langem ſchweren Leiden mein 
lieber Mann, guter Vater, Schwieger⸗ 
und Großvater, der frühere Landwirt 


Friedrich Lehmann 
im bald vollendeten 79 Lebensjahre, 


nach einem arbeitsreichen Leben. 


Dies zeigt im Namen aller Hinter- 
bliebenen an 


Dora Lehmann, 
geb. Lohmann. 
Egeln, Bez. Magdeburg, füh. Grabowo, 
Kreis Wongrowitz, in Poſen. 
Die Beiſetzung fand am 3. April, 
1 Uhr mittags, auf dem Friedhof zu 
Egeln ſtatt. 


Porlier- oder 
Hausmeisterstelle 
von älterem oſtmärk. 


Handwerker gesucht. 
Gef. Angeb. unter 2472 
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an das Oſtland erbeten. 
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Aus Oſtoberſchleſien. 

Anhalt (Kreis Pleß, Oſt-O.-S.). Am 6. April, nachts zwiſchen 12 
und 1 Uhr, brach in der deutſchen Gemeinde Neu- Anhalt, die 
unmittelbar neben der Gemeinde Anhalt liegt, ein Nieſen feuer 
aus, dem in kurzer Seit ſieben deutſche Bauerngehöfte 
zum Opfer fielen. Der Brandſchaden beläuft ſich auf rund 109098 Sloty. 
Da das Seuer von einem dußerſt heftigen Winde begünſtigt wurde, 
verbreiteten ſich die Flammen mit rajender Geſchwindigkeit und ver- 
richtelen ihr Werk innerhalb einer Stunde. Die Bewohner konnten 
nur mit größter Mühe ihre notwendigſte Habe retten. Man vermutet 
Brandſtiftung. Man denkt unwillkürlich an die Seit zurück, in 
der polnische Mordbreuner in fanatiſchem Nationalitätenhaß die 
Brandfackel an die Heimſtätten der treudeutſchen Anhalter legten. 

Kattowitz. Wie aus ſicherer Quelle verlautet, werden mehrere 
Kinobeſitzer in Anbetracht der ſchweren finanziellen Lage ihrer Unter- 
nehmen danmächft den Boykott der deutſchen Silme, der 
aus der wüſten Hetze von polniſcher Seite her reſultierte, aufheben 
91 populäre deulſche Tonfilme in deutſcher Sprache zur Vorführung 
ringen. 


Dieſe Nummer umfaßt einſchließlich der Beilage 
„Oſtarchiv“ 16 Seiten. 


Voller Begeiſterung äußert ſich Fräulein E. K. in B. über die von 
der Maggi-Geſellſchaſt, Berlin W 35, auf eingefandte Gutſcheine er- 
haltenen Prämien: .. „Ich habe ſchon viele Beſtecke in meiner Aus- 
teuer, doch Ihre Kaffeelöffel rechnen mit zu den ſchönſten“ ... Dies 
bemeilt, daß die als Prämien von der Maggi⸗Geſellſchaft ausgeſetzten 
Gegenſtände, wie Löffel, Gabeln, Meſſer, Ciſchtücher uſw. von beſter 
Qualität ſind und viel Freude machen. Das fleißige Sammeln der 
Maggi⸗-Gutſcheine lohnt ſich. Bei der täglichen Verwendung der ver- 
ſchiedeuen Maggi-Erzeugniſſe iſt recht bald die nötige Anzahl Gut- 
ſcheine beiſammen. 


erhalten Suppen, Soßen, Gemùse, 
Salate usw. durch wenige Tropfen 


MAGGI Würze 


Beſtellſchein! 


Bitte ausgeschnitten im 


An . offenen 4-PL-Umschlag 
Staatliche Lotterie⸗Einnahme 
v.Pulikamer 
für 


Berlin - Friedenau, 

Kaiſerallee 127, Tel. Rheing. 144 
Poſtſcheckkonto: Berlin 5232, 

1. Klaſſe 39. 265. Preuß .-Südd. Staats-Lofterie 

e Achtel, Preis je 5,.— RM. Viertel, Preis je 10. — RM. 

„ Salbes, „ „ 20, — „ Ganzes, „ „ 40,.— „ 

Ziehung 1. Klasse am 22. und 23. April 1932 


Zahlung erfolgt nach Erhalt, ſpäteſtens April 1932. — 
Iſt durch Nachnahme zu erheben. — Amtliche Ziehungsliſte wird 
nicht) beſtellt. — (Nicht Gewünſchtes bitte durchſtreichen.) — 
oszuſendung erinnert und verhindert meiſt Terminverſäumnis. 
Zahlkarten bis 10.— M. 10 Pf., 25,— M. 15 Pf., 100,— M. 20 Pf. 


Name: 
Ort ind Straße: 


2 


. 
Büro⸗ 


und Geſchäftskollegen ſolch einen 


von Ihren Freunden, N Slo 
L und mir gütigſt zukommen zu laſſeu. 


Beſtellſchein freundtichit ausfüllen 


Bitle auch 


Festzeitschriften jeder Art 


Abschriften von Theaterstücken, Romanen, 
Zeugnissen, Verfielfältigungen etc. 


schnell — sachgemäß — billigst. 


B. Ehrlich, Berlin W 57, Eißholzstr, 11. 
| B 7 Pallas 3889. (Fr. Rogasen.) 


Wer kennt 


die Anſchrift von Klara 
Abramows ki, früher 
Rogaſen? Zuſchriften 
unter 2464 an das Oſt⸗ 
land erbeten. 


see 192 %. 


Anzulegen: 1. Hypotheken auf prima Miethäuſer Pr. Klass. -Lollerie 
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Oftmärker! Proviſiousjreil Gesucht: in beſter Lage. 6% Zinſen, günſt. Auszahl.⸗Bed. 
Glänzende Existenzen! [api . . 
8 Kapital von RM. 20 90040000 |$ 1. Kl. 


für erſtſtellige Hypotheken innerhalb 1—1½ facher Friedens miete. N N 
Hausverwaltungen gegen mäßige Vergütung. Lillie Staatl, Lotterie- 
Beſte Referenzen von Landsleuten. I Einnahme 
v. Wittiken-Jungnik, Berlin W 30, Motzſtraße 19. Stettin, Augustastr. 8 
Tel. B 4, Bavaria 6508. Sprechzeit Montag, Mittwoch, Freitag von 3—5.| (früher Hohensalza.) 


Gaſt⸗ und HAN? 
Landwirtſchaſt 1 Seminar Koschmin 1879-82 i Stedterstellen 


alleinige im Kirchorte, | Sendet mir Eure Adreſſen, [a 45 Morgen, Weizen⸗ 


45 Morgen Landwirtſchaft mit 
guten Wohn- u. Wirtſchafts⸗ 
gebäuden i. d. Gegend Frank- 
furt a. d. Oder-Reppen . Sooo 
Herrenkonfektionsgeſchäft an der 
Peripherie der Stadt Dresden 
Preis: 12 500 
einſchl. Inventar u. Warenlager 
Wohn- und Geſchäftsgrundſtück 
(Material- und Lebensmittel- 
geſchäft), verkehrsgünſtig ge= 


—.—.—.—.—.—.—.—.—.—.—.—.—.. 


legen bei Pößneck (Thüringen) 30 doo neuer Parkettſaal, tann || wollen Pfingſten zuſammentreffen. eee Gebäude maſſiv, 
Billengrundftück, umgeben von auch Fleiſcherei zuge⸗ ] Liegnitz. Grünſtr. 12. neee ſofort 

einem Sier- und Obftgarten, nommen werden, da! Bruno Müller 11 abzugeben. nz. 

Sejamtgröße 4000 gan, bei Bad keine vorhanden, krank⸗ J. 3 1 ohne Inventar 4000 M. 
e 1 e 25 000 Gingen un verkaufen. 823 —— — e ee 
Bäckereigrundſtück in eſter fferten unt. I. V. 121 = 3 

Verkehrslage des Oltjesbades Wochenblatt, Grünberg Bauernhof Schwingpilüge | bei Kremmen 


10 000 (Oſthaveland.) 


175 Morgen, ohne In⸗ eie — 

— | penter, gute neue Ge⸗ an, leichen guter] ges lions - 
Buchhändler 3 gr gien We be. gende 
ca 2 km v. Kleinſtadt, Sm grunds 


. Zentrifugen 
ſtrebſamer Fachmann, Krs. Cammin i. Pom., der Berl. Vorort, ſchulden⸗ 
sucht aus Privathand ſehr günſtig zu verkauf. = 1 400 1 555 frei, iſt altershalber bei 
3000 bis 5000 M zur A 6 undenleiſtung zu 65, einer Anzahlung von 
Exiſtenzgründung, geg. ngebote erbeten an 75 und 95 M, empfiehlt 5000 — 6000 M., Preis 
gute Zinſen und beſte Landw. Ein- und Ver⸗ zu ſofortiger Lieferung | 13000 M., zu verkaufen. 


Sicherheiten. Ang. unt. kaufs verein e. G. m. b. 5, Bruno Polster, Gef. Offerten unt. 2471 


Swinemünde 
Konkurrenzloſes Saſthof-, Miet- 
u. Geſchäftsgrundſtück in einem 
lebhaften Dorf m. Durchgangs— 
verkehr bei Halle (Saale) .. Js odd 
Grundſtück mit Weiß- u. Woll⸗ 
warengeſchäft in uckermärki— 
jchem Städtchen Nähe Stettin 
reis: 5500 
Seſchäſtsbhaus mit gutgehendem 
Bäckerei- u. Konditoreibetrieb 


in Schleſien. 


(Vollkonzeſſioniert) in lebhafter 2475 an d. Oſtland erb. Swinemünde. Obernigk, Bez. Breslau. an das Oſtland erbet. 
Stadt Mech 30 RE 
Stadt N Mecklenburgs „ „ BR Der „oſtdeutſche Heimatkalender“ llärt auf über Lage und Entwicklung des geſamten Oftdeutſchtums er 
Landwiriſchaftl. Gehöft nahe den berückſichtigt beſonders den am ſchärſſten umkämpften Teil der deutſchen Oſtfront, die ums von Polen geraubten 
Städten Leipzig u. Merſeburg 10009 Gebiete und die ſchwer notleidende uns verbliebene Oſtmark. er enthält viele lünſtleriſch hochwertige Abbildun⸗ 
Rai 7 N k or gen. — In den Aufſätzen bewährter Kenner des Oſtens bietet er reiches Auftlärun material für jeden, der ſich 
Waſſermüblengrdſtck. mit Säge- mit Oſtfragen befaßt. In den Beiträgen belamnter, Schriftfieller gibt er einen Ausſchnitt aus dem literariſchen 
werk und Landwirtſchaft im Schaffen der Oftmark. Als wertvolle Waffe im Kampſe um die Heimat iſt er nicht zu entbehren. 
Groiß 5 8 5 
e 52 d. a ne dodo Deutscher Ostbund, Kulturabtellung, Berlin W 30, Motzstraße 22. 
illengrdſtck., bisher Liebbober - l p h. mij ſchneiden! — 1 E esearrsessnen ir 
fit, vorzügl, geeignet J. Privat- Ausſchneiden! Als Druckſache ſenden! 
zwecke als Sommerſitz von 
Großſtädtern, bequeme Lage . Beſtellkarte. 
Strande im Oſtſeebad Swine— 
münde . Preis: 33000 Are . Ä 
Wohn- u. Seſchäftshaus in be⸗ Hiermit beſtelle ich Stück 


nat „Oftdeutiher Heimatkalender 1932* 


Roftaurationsgrdjtck., eines der 


älteſten u. bekaunteſten Lokale zum Preiſe von 1,50 Mark, als Oſtbundmitglied 1,20 Mark je Stück. 

von Sondershauſen in zentraler üali 

Stadtlage. IM Zuzüglich 0,30 Mark Porto. , P 
Landwirtſchaftliches Grundſtück i. Bezahlung erfolgt: 1. durch Nachnahme, 2. durch Poſtanweiſung, 3. durch Bolt 

Freital Sac)., nahe Daunen 6.000 ſcheckkonto: Berlin 104 726 Gichtzutreffendes bitte durchſtreichen.) 
Verkäufliche od. zu verpachtende 8 

4 bis 1 Name es ding 

mit Landwirtſchaft in Glogau— 8 TIERE 

Land (Schleſ.) . Kaufpreis: 38000 Wohnortk ee Pofttation: 

Anzahlung: 18 doo (Name und Poſtſtation genau ausfüllen.) 
Pacht: 2000 bis 2 500 — ——ä — — 


für Geflügelfarm u. Gärtnerei 
geeignet, in der Altmark .. 15000 rr 


Sanatorium im Lauſitzer Gebirge 10 ö KU 
(bei Sittau ).. Preis: 45 000 4 — il EWodtke 
mm UL 


Herrſchaftlich. ee 15 5 8 M 8 beltra n sporte Städtische Siedlung Wriezen 
— 


Auto, Bahn in Ein- und Zwei-Familien-Häuser, 

2 ſehr günſtig finanziert, bezugsfertig 
Berlin und nach innerhalb 2—3 Monaten, ſind zu ver⸗ 
außerhalb, kaufen. Anzahlung 1000 — 2000 Mark. 
Anfragen an die Kreisſiedlungsgeſell⸗ 
ſchaft Oberbarnim m. b. H., Bad Freien⸗ 
walde (Oder), Landratsamt. 


Preuß.Staats-Lotterie 
Lose 1. Kl. . 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 
If edel in. . E. 

| Potsdamer Str. 116 a. 

7 Ecke Lützowstraße. 
Tel. Lützow 3686. 


Miet- und Geſchäftshäuſer im 
Seutrum der Stadt Konſtanz 
(Vodenſ.) . Objekt I Preis: 62000 

Anzahlung: 20.000 lin SW 61, Teltower Str.47/48 
Objekt 15 Preis: 32 dod Ber F 5 1155 1616 ö 
Anzahlung: 10000 Für Ostmärker Ermäßigungen 

Landhaus u. Penſionsgrundſtück 8 3 2 
in bekanntem Höhenluftkurort 
d. Thür. Waldes. Preis: 14080 
Bildprofpekte kojtenlos durch: 


KOCH & Co., Berlin W 10 
Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 5933. 


Letzter Abschluß auf Grund unserer Inserate 
; an dieser Stelle: I. April 1932 


Lagerung. 


Verkaufe sofort 
krankheitshalber mein 


Cafe „Larsa“ 


R. Zieboll, Halle a. S., Große Steinstr. 24. 


früher in Kattowitz, G. /S. 
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